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1. Zusammenfassung  

In der Broschüre „Konzeptbasierte Förderprogramme in den Bundesländern zur Unter-
stützung landwirtschaftlicher Existenzgründungen” kommen Junglandwirt*innen zu Wort, 
die einen Antrag für eine konzeptbasierte Förderung in einem der deutschen Bundeslän-
der gestellt haben. Schlussfolgerungen und Empfehlungen bauen insbesondere auf leit-
fadengestützten Interviews mit 15 Junglandwirt*innen auf. Weitere Quellen aus der aktu-
ellen Diskussion über die Förderung von Junglandwirt*innen und den Generationswechsel 
in der Landwirtschaft werden ergänzend zu Rate gezogen. Die Broschüre ist die erste der-
art umfassende systematische Zusammenstellung der Erfahrungen und Einschätzungen 
dieser Gruppe. Ihre Erfahrungen und ihr Feedback sollten als Stimme derjenigen beson-
ders gewertschätzt werden, um die es mit Blick auf die Zukunft der Landwirtschaft geht: 
Bäuerinnen und Bauern, die bereit und in der Lage sind, landwirtschaftliche Betriebe zu 
übernehmen, zu entwickeln und zu führen 

Insgesamt begrüßen die Junglandwirt*innen das Instrument der konzeptbasierten Förde-
rung sehr. Besonders Junglandwirt*innen in außerfamiliären Hofübernahmen und Neu-
gründungen können durch die konzeptbasieren Förderprogramme vergleichsweise zielge-
nau unterstützt werden. Aktuell werden im Rahmen der konzeptbasierten Förderung der 
Bundesländer auch Junglandwirt*innen im Prozess einer innerfamiliären Hofübernahme 
unterstützt. Diese Förderung steht der Zielgenauigkeit der konzeptbasierten Jungland-
wirt*innen im Weg. Die Existenz ist bereits gegründet und besteht in Form des Betriebes, 
der übergeben wird. Demgegenüber sollten die Bundesländer ermöglichen, dass zwei 
Junglandwirt*innen im Rahmen einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts gemeinschaftlich 
und gleichberechtigt einen landwirtschaftlichen Betrieb führen und von den konzeptba-
sierten Förderungen profitieren können. Derzeit stehen die Regeln der meisten Bundes-
länder der Förderung dem im Wege und schwächen dabei in den meisten Fällen die Posi-
tion von Frauen. Auch andere Mehrpersonen-Geschäftsleitungen sollten von den 
konzeptbasierten Förderungen berücksichtigt werden. 

Schwangerschaften oder Kinderbetreuung können zu Verzögerungen im Ablauf der Maß-
nahmen im Geschäftsplan der geförderten Betriebsleiter*innen führen. Um strukturelle 
Benachteiligungen der betroffenen Eltern zu verhindern, sollte dieser Aspekt geregelt 
und in die Kommunikation aufgenommen werden. Mögliche Verunsicherungen der jungen 
Familien könnten so bereits im Keim erstickt werden. Ganz allgemein sollte die Auszah-
lung der Förderung entsprechend den Wünschen und Bedarfen der geförderten Personen 
und Betriebe vorgenommen werden. Zudem sollte ermöglicht werden, dass konzeptba-
sierte Förderungen noch besser auch zum Erwerb eines Betriebes eingesetzt werden kön-
nen. 

Mit Blick auf die europäische Ebene ist die im Oktober 2025 von der EU-Kommission ver-
öffentlichte Strategie für den Generationswechsel in der Landwirtschaft beachtenswert. 
Die Kommission spricht sich für eine – im Gegensatz zur GAP-Förderperiode bis 2027 – 
deutlich ambitioniertere Förderung dieses Prozesses aus. Politiker*innen und Verbands-
vertreter*innen sollten sich auf allen Ebenen (Bundesländer, Bund und EU) dafür einset-
zen, dass diese Steilvorlage der Europäischen Kommission nicht verpufft. 
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2. Einleitung 

Der Bedarf an finanzieller und struktureller Förderung des Generationswechsels in der 
Landwirtschaft ist seit Jahren offensichtlich. Wie sich diese Bedeutung auch finanziell ab-
bilden wird, ist noch offen. In Deutschland werden Junglandwirt*innen derzeit auf ver-
schiedenen Wegen gefördert.  

Für das AgrarBündnis und seine Mitgliedsverbände sind die Hofnachfolge im Allgemeinen 
und die konzeptbasierte Förderung von Existenzgründungen im Speziellen schon seit 
Langem wichtige Themen. Zuletzt hat sich die vom AgrarBündnis koordinierte Plattform 
landwirtschaftliche Sozio-Ökonomie1 2023 in einem Diskussionspapier zum Thema geäu-
ßert. Die Mitglieder der Plattform schreiben: „Es ist eine Aufgabe sowohl für die Politik als 
auch für den landwirtschaftlichen Berufsstand, das Thema Hofnachfolge und außerfamili-
äre Existenzgründung stärker zu thematisieren und die sozioökonomische Beratung zu 
stärken.” Und weiter: „Bei der Förderung sollte die Situation bei außerfamiliären Hof-
übergaben beziehungsweise bei Existenzgründer:innen, die kein landwirtschaftliches Ka-
pital erben, besonders berücksichtigt werden.” (Plattform landwirtschaftliche Sozio-Öko-
nomie 2023) Bereits 2013 forderten die junge Arbeitsgemeinschaft bäuerliche 
Landwirtschaft (jAbL) und das Bündnis junge Landwirtschaft (bjl) besondere Förderungen 
für Existenzgründer*innen (jAbL und bjl 2013). 2025 forderten nahezu alle relevanten 
landwirtschaftlichen Jugendverbände in einem breiten Bündnis in NRW die Einführung ei-
ner konzeptbasierten Existenzgründungsprämie für junge Landwirtinnen und Landwirte. 
Mit im Boot sind hier unter anderem der Ring der Landjugend und die rheinische Landju-
gend.2 Konsequenterweise verfolgt das AgrarBündnis mit dem hier vorliegenden Bericht 
das Ziel, die Idee einer konzeptbasierten Förderung landwirtschaftlicher Existenzgrün-
dungen zu überprüfen und an ihrer Weiterentwicklung mitzuwirken. 

In dem Bericht sind Stimmen und Erfahrungen von 15 Junglandwirt*innen eingegangen. 
Sie kann daher grundsätzliche Aspekte der Verfahren und der mit ihnen verbundenen 
Stolpersteine vermitteln. Das AgrarBündnis richtet sich mit der Broschüre an Menschen in 
Politik, Verwaltung, Beratung und Verbänden, die das Prinzip der konzeptbasierten Förde-
rung von Junglandwirt*innen weiter optimieren wollen. Sie soll zu der inhaltlichen Dis-
kussion über die Förderprogramme der Bundesländer beitragen. 

Es geht bei vielen der im Folgenden bearbeiteten Themen (Maßnahmen, Verfahren, För-
derprogramme etc.) insbesondere um den Fluss von Informationen über die Förderung 
der Junglandwirt*innen. Die Antwort auf die Frage, wie dieser Fluss gut gewährleistet wer-
den kann, ist verbunden mit einem ständigen Ringen zwischen Bringschuld der Behörden 
und Holschuld der Junglandwirt*innen. Beide Seiten sollten sich im Klaren darüber sein, 
dass sie – im besten Fall gemeinsam – Verantwortung für ein Gelingen tragen. Die Inten-
tion dieser Broschüre ist nicht, Schuldzuweisungen zu formulieren. 

Mit der Broschüre soll insbesondere denjenigen Junglandwirt*innen eine Stimme gege-
ben werden, die einen Antrag gestellt und daher eigene Erfahrungen mit der 

 
1 www.landwirtschaft - soziooekonomie.de . 

2  www.wlv.de/mitgliederservice/agrarinfos/jugendverbaende - appellieren - weiterhin - fuer - existenzgruendungspraemie ; siehe auch: 

www. ringderlandjugend.de/existenzgruendungspraemie - fuer - nrw . 

https://wlv.de/mitgliederservice/agrarinfos/jugendverbaende-appellieren-weiterhin-fuer-existenzgruendungspraemie
https://ringderlandjugend.de/existenzgruendungspraemie-fuer-nrw
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konzeptbasieren Förderung gemacht haben. Dies erscheint insbesondere auch deshalb 
notwendig, weil es eine vergleichbar umfangreiche Sammlung dieser Stimmen bisher 
nicht gibt. Die Junglandwirt*innen spielen im Generationswechsel naturgemäß eine zent-
rale Rolle. Deshalb ist es wesentlich, dass ihrer Stimme in den Diskussionen über diesen 
Generationswechsel allgemein, wie auch in denen über die konzeptbasierte Förderung 
der Junglandwirt*innen eine deutlich vernehmbare Position zukommt. Dazu soll mit die-
ser Broschüre beigetragen werden. 

Die Broschüre ist nicht gemeint als detaillierte Hilfestellung in einem konkreten betriebs-
individuellen Antragsverfahren. Dafür ist es besser, vertrauensvoll bei den agrarpoliti-
schen (Jugend-)Verbänden oder den professionellen Berater*innen anzuklopfen.  

Im Zentrum dieser Broschüre stehen die konzeptbasierten Förderprogramme, die in den 
letzten etwa zehn Jahren in einer Reihe deutscher Bundesländer eingeführt wurden. Zent-
raler Baustein sind die Erfahrungen von Junglandwirt*innen, die einen Antrag für diese 
Förderung gestellt haben. Mit einigen von ihnen wurden Interviews geführt. Außerdem 
werden die Förderprogramme der Bundesländer in kurzen Zügen dargestellt. Hinzu kom-
men die aktuellen Entwicklungen auf der europäischen Ebene, insbesondere die im Okto-
ber 2025 veröffentlichte „Strategie für den Generationswechsel in der Landwirtschaft” der 
Europäischen Kommission. Zudem wurde eine Reihe von Hintergrundgesprächen mit wei-
teren Beteiligten geführt. Diese arbeiten als Berater*innen oder in landwirtschaftlichen 
Verbänden. Zudem wurden Quellen aus der aktuellen Diskussion hinzugezogen. 

Zur Fertigstellung der Broschüre haben verschiedene Personen beigetragen. Der Autor 
dankt zunächst einmal den Interviewpartner*innen, die sich freundlicherweise bereit er-
klärt haben, ihre Erfahrungen zu teilen. Dank gilt insbesondere auch Theresa Lehr und 
Antje Hollander von der Fachgruppe Jugend und Existenzgründung der Arbeitsgemein-
schaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL), Phillip Brändle, der auch für die AbL tätig ist, so-
wie Frieder Thomas und Karin Jürgens vom AgrarBündnis. 

Weiter gebührt der Landwirtschaftlichen Rentenbank Dank für die Unterstützung dieses 
Projektes. 
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3. Ausgangssituation 

Für den Erhalt einer vielfältigen und eigentümergeführten Agrarstruktur ist es unverzicht-
bar, dass mehr junge Menschen den Weg in die Landwirtschaft finden. Die Rahmenbedin-
gungen dafür sind jedoch ungünstig. Der Bodenmarkt ist umkämpft, die Preise für Pacht 
und Erwerb landwirtschaftlicher Flächen steigen seit Jahren in Höhen, die oft mit der 
landwirtschaftlichen Urproduktion nicht mehr erwirtschaftet werden können.  

Bisher werden die konzeptbasierten Förderprogramme überwiegend von den Bundeslän-
dern getragen und mit EU-Mitteln aus der Zweiten Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) kofinanziert. Das heißt, die Aussicht auf zukünftige Förderungen ist unmittelbar ab-
hängig von den Entwicklungen in den Verhandlungen über die Gemeinsame Agrarpolitik 
nach 2027. 

Allerdings bestehen durch die aktuellen Vorschläge der EU-Kommission für die zukünftige 
Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpolitik erhebliche Unklarheiten (Stand April 2026). 
Der finanzielle Rahmen in der GAP-Förderperiode von 2028 bis 2034 für die Agrarpolitik 
wird mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit schrumpfen. Gleichzeitig soll die 
Bedeutung der Förderung von jungen Betriebsleiter*innen – geht es nach den Vorstellun-
gen der EU-Kommission – deutlich größer werden (EU-Kommission 2025). 

Eine Ausnahme bildet die Förderung in Niedersachsen. Sie wurde allein aus Landesmit-
teln finanziert – allerdings bisher auch nur einmalig für das Jahr 2025. Eine Wiederholung 
beziehungsweise Fortführung ist derzeit nicht vorgesehen. 

Bisher gibt es keine veröffentlichte systematische Evaluation der konzeptbasierten För-
derprogramme. Auch dieser Bericht kann eine solche Evaluation nicht erbringen. Viel-
mehr knüpft er an einen ersten Erfahrungsbericht an, der Ende 2024 von der Arbeitsge-
meinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) vorgelegt wurde.  

Im Rahmen dieser Recherche wurden erstmalig die inhaltlichen Ausgestaltungen aller in 
Deutschland bestehenden Existenzgründungsprämien (außer Niedersachsen) in einer Ta-
belle zusammengefasst. Zudem wurden Besonderheiten und Gemeinsamkeiten der För-
derungen dargestellt.  

Die AbL kommt zu dem Schluss, dass die „Umsetzung von nicht flächengebundenen, son-
dern konzeptbasierten Existenzgründungsprämien (...) im Grundsatz ein gezieltes und 
hervorragendes Mittel zur Unterstützung landwirtschaftlicher Existenzgründungen” sei 
und entsprechend „schnellstmöglich in Deutschland flächendeckend angeboten werden” 
sollte (AbL 2024). Es geht aber nicht nur um das Gründungsgeschehen. Ein weiterer As-
pekt der Förderung ist, dass sie bei den verschiedensten Betrieben den notwendigen Ge-
nerationswechsel beschleunigt.  

  



6 

 

4. Methodisches Vorgehen  

4.1 Programme der Bundesländer  

In einem ersten Schritt wurden die konzeptbasierten Förderprogramme zusammenge-
stellt, die es in einigen Bundesländern bereits gibt. Sie unterscheiden sich sowohl in der 
Begründung als auch in Details der Förderung. Diese Programme werden in einer Kurz-
fassung dargestellt. 

4.2 Interviews mit Antragsteller*innen  

Im Zentrum dieser Broschüre stehen jedoch die Erfahrungen der antragstellenden Jung-
landwirt*innen. In die Auswertung gehen 15 Interviews ein, die in der Zeit zwischen Mitte 
2025 und Anfang 2026 geführt wurden. Eine Person hat sich – auf der Basis des Leitfadens 
– schriftlich geäußert. Die Junglandwirt *innen kommen aus praktisch allen Bundeslän-
dern (außer Sachsen), in denen derzeit konzeptbasierte Förderprogramme für landwirt-
schaftliche Existenzgründungen angeboten und Niederlassungsprämien beantragt wer-
den können. 

Wir haben mit Junglandwirt*innen gesprochen, die inner-, wie auch außerfamiliär einen 
Betrieb übernommen oder auch neu gegründet haben. Einzelne haben nicht mehr bewirt-
schaftete Hofstellen reaktiviert oder mit nichts als einer Idee auf der grünen Wiese be-
gonnen. Auch bei der Antragstellung nicht erfolgreiche Junglandwirt*innen waren dabei.  

Das zentrale Kriterium für die Auswahl der Interviewpartner*innen war, dass sie ihren An-
trag zum Zeitpunkt der Kontaktaufnahme bereits abgegeben haben mussten. Außerdem 
wurde versucht, sowohl verschiedene Bundesländer als auch verschiedene Betriebsarten 
abzudecken. Der zeitliche Abstand vom Interview zum Zeitpunkt der Übernahme der Be-
triebsleitung lag zwischen wenigen Monaten und etwa vier Jahren. Die Interviews wurden 
entlang von einem Leitfaden via Videokonferenz-Tool geführt und aufgezeichnet. 

Der Bericht ist eine rein qualitative Untersuchung auf der Suche nach unterschiedlichen 
Erfahrungen mit der konzeptbasierten Förderung für Junglandwirt*innen und dem dazu-
gehörigen Antragsverfahren. Der Bericht kann keine quantitativen Aussagen machen. 

Leitfaden  

Die Interviews wurden auf der Basis eines Leitfadens geführt, der in Kooperation mit der 
Fachgruppe Jugend der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft  erstellt wurde.3 
Der Leitfaden kam in allen Interviews zum Einsatz, unabhängig davon wie weit die Inter-
viewten in ihrem Verfahren vorangeschritten waren. 

Die Fragen des Interview-Leitfadens verteilen sich auf fünf Themenbereiche:  

• Antragstellung 

 
3 www.existenzgruendung-landwirtschaft.de. 

https://www.existenzgruendung-landwirtschaft.de/
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• Kontakt mit Behörden 
• Beratung 
• Auszahlung 
• Nach der Förderung/Allgemeines 

4.3 Auswertung der Interviews 

Die Interviews wurden mit einem Videokonferenztool geführt, aufgezeichnet und automa-
tisiert transkribiert. Anschließend wurde die Transkription geprüft und gegebenenfalls 
korrigiert. Die Antworten jedes Interviews wurden zunächst einzeln entsprechend der ge-
nannten Systematik im Leitfaden sortiert. Ergänzt wurde die Systematik durch das Kapitel 
– wie es jetzt hier in der Broschüre heißt – „Eigene – besonders relevante – Themen der 
Junglandwirt*innen”. Die Antworten der verschiedenen Interviews wurden dann übergrei-
fend über die Bundesländer nach Themen zusammengefasst. 

Bei den Antworten auf Fragen zu den einzelnen Themen gab es mitunter Überschneidun-
gen, so dass manche Antworten verschiedenen Themen zugeordnet werden konnten. Im 
Vordergrund stand, dass die Interview-Partner*innen ihren eigenen Erinnerungen und 
thematischen Sortierungen folgen konnten und ihr Rede- und Gedankenfluss nicht unter-
brochen wurde. Ergänzende Nachfragen konnten zur Klärung beitragen, wenn die Jung-
landwirt*innen in ihren Antworten Aspekte aus anderen Themenbereichen aufgriffen. 
Eine klare Abgrenzung ist in den meisten Fällen möglich. 

Der Systematik der genannten Themenbereiche entsprechend erfolgt die Darstellung der 
Ergebnisse (siehe Kapitel „Interviews mit den Antragsteller*innen”). 

Finanzielle und betriebswirtschaftliche Details 

Um nicht zu indiskrete Fragen über die finanziellen beziehungsweise betriebswirtschaftli-
chen Abläufe auf den Höfen zu stellen, sind die Fragen zum Umgang mit der Förderung 
eher allgemein gehalten. Nichtsdestotrotz ergaben sich – abhängig von der jeweiligen Be-
reitschaft der Interviewten – interessante Einblicke (siehe zum Beispiel zu der Nutzung 
der Förderung als Hebel in Kreditgeschäften im Abschnitt „Verwendung”). 

Anonymisierung 

Die Ergebnisse der Interviews werden nicht in Verbindung mit den Namen beziehungs-
weise den Betriebsbeschreibungen der Junglandwirt*innen veröffentlicht. Damit wurde 
gewährleistet, dass sich die Interviewten frei äußern konnten. Hintergrund ist, dass die 
Gespräche unter anderem Erfahrungen mit Behörden, Abläufen in Förderverfahren sowie 
finanzielle Aspekte wie Fördervolumen und betriebliche Investitionsentscheidungen be-
trafen. Da die Junglandwirt*innen zum Teil noch im Förderverfahren steckten und damit 
die Betriebe über die konkrete Existenzgründungsförderung hinaus weiterhin vertrauens-
voll mit Agrarverwaltung und -beratung zusammenarbeiten können, wurden die Inter-
views entsprechend anonymisiert. 

Eigene – besonders relevante – Themen der Junglandwirt*innen 

In Ergänzung zu den Antworten auf die konkreten Fragen im Leitfaden brachten die Inter-
viewten teilweise eigene Themen auf. Dafür gab es in den Interviews jeweils am Ende ei-
nes jeden thematischen Abschnitts einen speziellen Freiraum. Auf die in diesem Zusam-
menhang eingebrachten Themen (zum Beispiel Elternschaft in der Förderphase oder 
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Behörden als Autoritäten, siehe unten) wurde in späteren Interviews gegebenenfalls Be-
zug genommen.  

Hintergrundgespräche und weitere Quellen 

Neben den Interviews mit den Junglandwirt*innen, die einen Antrag im Rahmen einer 
konzeptbasierten Förderung gestellt haben, wurden im Rahmen des Projektes verschie-
dene Hintergrundgespräche geführt. Dafür wurden Berater*innen und Mitarbeiter*innen 
von Behörden, sowie weitere Fachleute (zum Beispiel aus agrarpolitischen Verbänden) 
kontaktiert.  

Auch Publikationen wurden für diese Broschüre auf Informationen im Zusammenhang mit 
der Junglandwirt*innen-Förderung geprüft (siehe Kapitel „Quellen”). 
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5. Regelungen in den Bundesländern 

Im Folgenden werden wesentliche Aspekte der Förderprogramme der Bundesländer kurz 
dargestellt. Die Darstellung ist nicht umfassend und kann eine Beratung beziehungsweise 
einen Blick in die jeweiligen Förderrichtlinien nicht ersetzen. 

5.1 Regelungen in einzelnen Bundesländern 

Brandenburg 

Brandenburg hat die Förderrichtlinie für die „Existenzgründungsbeihilfe für die Erstnie-
derlassung und die Aufnahme einer selbstständigen landwirtschaftlichen Tätigkeit” im 
Jahre 2023 verabschiedet. 

Laut Angaben des Brandenburgischen Landwirtschaftsministeriums (MLEUV) verfolgt 
die Landesregierung die nachfolgenden Ziele: 

a. Unterstützung der inner- wie auch außerfamiliären Betriebsübernahme  

b. Erleichterung von landwirtschaftlichen Existenzgründungen  

c. Unterstützung der Junglandwirtinnen und Junglandwirte in der Landwirtschaft beim 
Flächen- und Kapitalzugang (Erwerb/Pacht) 

d. Sicherung angemessener Einkommen von Junglandwirtinnen und Junglandwirten  

e. Diversifizierung landwirtschaftlicher Betriebe und Einkommen”4 

Für den Zeitraum 2023 bis 2027 umfasst das Budget in Brandenburg 7,5 Millionen Euro. Je 
Betrieb wird nur eine Person – und nur für deren erstmalige Niederlassung – gefördert. 
Die Person (der Junglandwirt, die Junglandwirtin) muss jünger als 41 Jahre alt sein und 
über eine landwirtschaftliche Ausbildung, eine*n Techniker*in, Meister*in oder ein abge-
schlossenes Studium verfügen. Anerkannt werden kann eine mindestens zwei Jahre Be-
rufspraxis im grünen Berufsfeld. 

Der Hauptwohnsitz der Junglandwirtin oder des Junglandwirtes und die Betriebsstätte 
des antragstellenden Unternehmens müssen im Land Brandenburg oder Berlin liegen. 

Der Antrag muss spätestens 36 Monate nach der Gründung des Unternehmens gestellt 
und der Betrieb nach Ende des dreijährigen Förderzeitraums weitere fünf Jahre gehalten 
werden. Antragsfrist ist jährlich am 1. November (Auswahlstichtag), weitere Termine sind 
möglich. 

Die Fördersumme beträgt 75.000 Euro pro Betrieb. Die Auszahlung ist mit drei Auszahlun-
gen zu jeweils 25.000 Euro in den drei Jahren des Förderzeitraums als Erstattung von Be-
triebsausgaben festlegt. In Brandenburg müssen Kosten zunächst ausgelegt werden. Sie 
werden später erstattet. 

 
4  Ministerium für Land- und Ernährungswirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz (MLEUV) (2026). 
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Gefördert werden Betriebe unterschiedlicher Rechtsformen: Einzelunternehmen, Perso-
nengesellschaften und juristische Personen, wenn der Junglandwirt, die Junglandwirtin 
das Unternehmen wirksam kontrolliert. Nebenerwerb ist zulässig. Der maximale Tierbe-
satz beträgt zwei Großvieheinheiten je Hektar. 

Niedersachsen 

Die niedersächsische Richtlinie für die konzeptbasierte „Förderung der Existenzgründung 
für Junglandwirtinnen und Junglandwirte” ist die jüngste unter den Programmen der Bun-
desländer in Deutschland. Die Landesregierung hatte für diese (zunächst einmalige) För-
derung Landesmittel in einer Höhe von 2,2 Millionen Euro aufgebracht. 

Interessierte Junglandwirt*innen konnten sich im Zeitraum vom 2. Oktober 2025 bis zum 
23. November 2025 bewerben. 

Ziele 

„Der Neueinstieg in die Landwirtschaft wird oft durch fehlende Netzwerke, fehlendes 
Kapital und den erschwerten Zugang zu landwirtschaftlichen Flächen gehemmt. Auch 
Hofnachfolgerinnen und Hofnachfolger stehen bei der erforderlichen Neuausrichtung 
des Betriebes oft vor einem enormen Investitionsstau – und damit großen finanziellen 
Herausforderungen. Dem wirken wir mit unserer neuen Förderung für junge Landwir-
tinnen und Landwirte entgegen. Dabei legen wir Wert auf vielfältige und resiliente 
Gründungskonzepte, die Umwelt- und Klimaschutz von Anfang an mitdenken.(Agrarmi-
nisterin Miriam Staudte) (...) 

Ziel ist es, Junglandwirt*innen bei der erstmaligen außer- wie auch innerfamiliären Be-
triebsgründung bzw. Betriebsübernahme unter die Arme zu greifen. Dabei wird Wert 
auf vielfältige und resiliente Gründungskonzepte gelegt. Voraussetzung ist auch die 
Bereitschaft zu regelmäßiger Betriebsentwicklungsberatung. Zudem sollen insbeson-
dere auch Frauen Zugang zur Förderung bekommen (...) 

Anträge von gründenden Frauen sind ausdrücklich erwünscht und werden bei Punkt-
gleichheit bevorzugt berücksichtigt.”5 

Das Land Niedersachsen hat maximal eine Person je Betrieb und auch nur im Falle der 
erstmaligen Niederlassung gefördert. 

Die antragstellende Person muss jünger als 41 Jahre sein. In Niedersachsen reichten ver-
gleichsweise einfache Qualifikationen, um für die Förderung geeignet zu sein. Allerdings 
mussten diese „zum Zeitpunkt der Antragstellung” erfüllt sein. So war zum Beispiel eine 
berufliche Ausbildung in bestimmten Berufsfeldern oder auch eine sechsjährige Berufser-
fahrung jeweils allein ausreichend. Weitere Möglichkeiten, sich für die Förderung zu qua-
lifizieren, waren Studienabschlüsse im Bereich Landwirtschaft oder die „erfolgreiche Teil-
nahme an einer einschlägigen Bildungsmaßnahme im Agrarbereich zur Vermittlung von 
Kenntnissen und Fähigkeiten zur Führung eines landwirtschaftlichen Betriebs”. 

In Niedersachsen wurde bei der Förderung zwischen innerfamiliären Hofübernahmen und 
-pachtungen und außerfamiliären Hofübernahmen und Neugründungen unterschieden. 
Während innerfamiliäre Übernahmen mit 70.000 Euro gefördert wurden, konnten Bewer-
ber*innen, die außerfamiliär übernommen oder neu gegründet hatten, 100.000 Euro er-
halten. 

 
5 www.ml.niedersachsen.de/download/221754/Auf_einen_Blick_Die_Richtlinie_Existenzgruendung_im_Ueberblick.pdf . 
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Gefördert wurden Betriebe mit unterschiedlichen Rechtsformen: Einzelunternehmen, Per-
sonengesellschaften beziehungsweise -Vereinigungen oder juristische Personen (außer 
Aktiengesellschaften). Wesentlich ist, dass die Junglandwirtin beziehungsweise der Jung-
landwirt die alleinige oder stimmmehrheitliche Verfügungsgewalt innehat. 

Der Tierbesatz durfte zwei Großvieheinheiten je Hektar selbst bewirtschafteter Fläche 
nicht übersteigen. Der prognostizierte Standardoutput oder der tatsächliche Umsatz des 
Betriebes musste bei Antragstellung zwischen 15.000 und 600.000 Euro liegen. 

Die Förderung war abhängig von einem Betriebskonzept, das einen Zeitraum von fünf Jah-
ren umfassen musste. Das Konzept musste unter anderem Betriebsplanung, Kapitalbe-
darfs- und Finanzierungs-, Ziel- und Liquiditätsplanung enthalten. Es musste durch eine 
landwirtschaftliche Unternehmensberatung geprüft worden sein. Die geplanten Investiti-
onen und Umstrukturierungen mussten beschrieben werden. Vor der Antragstellung war 
eine sozio-ökonomische Beratung durch die Landwirtschaftskammer Niedersachsen not-
wendig. Im Falle der Förderung ist eine jährliche Betriebs- und Entwicklungsberatung ob-
ligatorisch. 

Rheinland-Pfalz 

Rheinland-Pfalz startete mit der Junglandwirt*innen-Förderung im Jahr 2023. Sie wird 
auch Jungwinzer*innen und Forstwirt*innen angeboten. 

Ziele6 

Wichtiges Ziel der Förderung in Rheinland-Pfalz ist eine ausgewogene räumliche länd-
liche Entwicklung. Die folgenden Ziele sind ebenfalls vorgesehen: 

Allgemeine Ziele: 

• Förderung eines intelligenten, wettbewerbsfähigen, krisenfesten und diversifizierten 
Agrarsektors, der die langfristige Ernährungssicherheit gewährleistet;  

• Unterstützung und Stärkung von Umweltschutz, einschließlich der biologischen Viel-
falt, Klimaschutz und Beitrag zur Erreichung der umwelt- und klimabezogenen Ziele 
der Union, einschließlich ihrer Verpflichtungen im Rahmen des Übereinkommens von 
Paris; 

• Stärkung des sozioökonomischen Gefüges in ländlichen Gebieten. 

Weitere „spezifische Ziele” sind unter anderem die: 

• Steigerung der Attraktivität für Junglandwirte und andere neue Betriebsinhaber sowie 
deren Unterstützung; Förderung einer nachhaltigen Unternehmensentwicklung in 
ländlichen Gebieten; und 

• Förderung von Beschäftigung, Wachstum, der Gleichstellung der Geschlechter, ein 
schließlich der Beteiligung von Frauen an der Landwirtschaft, sozialer Inklusion so wie 
der lokalen Entwicklung in ländlichen Gebieten, einschließlich kreislauforientier ter 
Bioökonomie und nachhaltiger Forstwirtschaft 
 

 

Für die „Niederlassungsbeihilfe für Junglandwirte” in Rheinland-Pfalz stehen im Zeitraum 
von 2023 bis 2027 zehn Millionen Euro zur Verfügung. Die Betriebe werden mit bis zu 
45.000 Euro gefördert. Über die dreijährige Laufzeit der Förderung hinaus muss der 

 
6  www.dlr.rlp.de/Internet/global/themen.nsf/0/26b3f6e3ae3ef5d2c125724a00582954/$FILE/Auswahlkriterien%20GAP -

SP%20in%20RLP_20260130.pdf . 

https://www.dlr.rlp.de/Internet/global/themen.nsf/0/26b3f6e3ae3ef5d2c125724a00582954/$FILE/Auswahlkriterien%20GAP-SP%20in%20RLP_20260130.pdf
https://www.dlr.rlp.de/Internet/global/themen.nsf/0/26b3f6e3ae3ef5d2c125724a00582954/$FILE/Auswahlkriterien%20GAP-SP%20in%20RLP_20260130.pdf
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Betrieb fünf weitere Jahre gehalten werden. Je Betrieb kann maximal ein*e Jungland-
wirt*in Fördermittel in Anspruch nehmen sein. Diese*r muss die alleinige Entscheidungs-
befugnis innehaben, was in der Regel durch mindestens 51 Prozent der Unternehmensan-
teile dargestellt werden muss. Gefördert wird das Gesamtbetriebskonzept – und zwar 
pauschal. 

Der Antrag muss spätestens zwei Jahre nach der Gründung des Betriebes beziehungs-
weise nach der Übergabe eingereicht worden sein. Regelmäßige jährliche Antragsfrist ist 
der 31. März. Die Bewilligungen werden bis Ende Mai ausgesprochen. 

Der/Die Antragsteller*in muss bei der Antragstellung jünger als 41 Jahre sein und eine 
fachliche Ausbildung abgeschlossen haben (Ausbildung, Techniker, Meister, entsprechen-
des Studium). Der Arbeitskräftebedarf muss mindestens 2.100 Akh pro Jahr betragen. Au-
ßerdem ist ein Geschäftsplan für die nächsten fünf Jahre notwendig. 

Nebenerwerb ist möglich, allerdings nur in den ersten drei Jahren nach der Bewilligung 
der Förderung. Die Rechtsform des Betriebes kann unterschiedlich sein, Aktiengesell-
schaften sind ausgeschlossen. Der Standardoutput darf nicht unter 40.000 Euro pro Jahr  
liegen. Betriebe mit einem Tierbesatz von mehr als zwei Großvieheinheiten sind von der 
Förderung ausgeschlossen. 

Saarland  

Die „Richtlinie über die Gewährung von Existenzgründungsbeihilfen für Junglandwirtinnen 
und Junglandwirte” des Saarlandes fördert Junglandwirte und Junglandwirtinnen. Sie 
wurde 2023 eingeführt. Anträge auf Existenzgründungsbeihilfe können jedes Jahr bis zum 
30.06. gestellt werden.7 

Ziele und Indikatoren8 

„Mit dieser Förderung soll die Existenzgründung von Junglandwirtinnen und -wirten so-
wohl durch innerfamiliäre als auch außerfamiliäre Betriebsübernahmen oder Gründun-
gen von neuen landwirtschaftlichen Unternehmen initiiert und unterstützt werden. Ge-
rade vor dem Hintergrund des demographischen Wandels und dem Erreichen der 
Altersgrenze der geburtenstarken Jahrgänge benötigen wir junge Unternehmerinnen 
und Unternehmer, um das Ziel einer Agrarstruktur mit bäuerlichen Familienbetrieben 
aufrecht zu erhalten.“ 

Indikator zur Überprüfung der Wirksamkeit der Fördermaßnahme ist die Anzahl der 
durchgeführten Existenzgründungen von Junglandwirtinnen und -wirten innerhalb der 
EU-Förderperiode 2023-2027” 

Ziele (nach Fassbender 2022) 

• Unterstützung der Existenzgründung von Junglandwirten 

• Starthilfe für echte Existenzgründer ohne betrieblichen Hintergrund 

• inner- und außerfamiliäre Betriebsübernahmen fördern 

• Zugang zu Boden und Kapital erleichtern 

• Absicherung der Lebenshaltungskosten in der Startphase 

• Hebung des innovativen Potentials durch junge Unternehmer 

• Vermeidung eines Strukturbruchs durch den demographischen Wandel 

• früher Kontakt zur landwirtschaftlichen Unternehmensberatung 

 
7  www.saarland.de/mukmav/DE/portale/landwirtschaft/informationen/existenzgruendungsfoerderung . 

8  Richtlinie über die Gewährung von Existenzgründungsbeihilfen für Junglandwirtinnen und Junglandwirte (Junglandwirteförderung)  

FRL - 3LF vom 01.01.2023.  

https://www.saarland.de/mukmav/DE/portale/landwirtschaft/informationen/existenzgruendungsfoerderung
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Es spielt keine Rolle, ob es sich bei den geförderten Projekten um innerfamiliäre oder au-
ßerfamiliäre Betriebsübernahmen handelt oder um Gründungen von neuen landwirt-
schaftlichen Unternehmen. Im Förderzeitraum von 2023 bis 2027 stehen 2,15 Millionen 
Euro zur Verfügung. Gefördert wird ein Gesamtbetriebskonzept (pauschal) mit maximal 
50.000 Euro. Die Laufzeit beträgt fünf Jahre. Im Förderzeitraum kann die Förderung so-
wohl zur Deckung der Lebenshaltungskosten der Fördermittelnehmer*innen wie auch für 
Investitionen in den Betrieb verwendet werden 

Es ist möglich, innerhalb von zehn Jahren zwei Junglandwirt*innen im gleichen Betrieb zu 
fördern. 

Um sich für die Förderung zu qualifizieren, reicht der Abschluss einer landwirtschaftli-
chen Ausbildung nicht aus. Dieser muss ergänzt werden durch den erfolgreichen Besuch 
einer mindestens einjährigen Fachschule. Auch mit den Abschlüssen Meister*in, Techni-
ker*in oder mit einem Studium kann die Qualifikation für die Förderung nachgewiesen 
werden. Es wird nur die erstmalige Niederlassung gefördert. 

Antragsteller*innen, deren positive Einkünfte zum Zeitpunkt der Bewilligung im Durch-
schnitt der letzten drei vorliegenden Steuerbescheide 150.000 Euro je Jahr überschritten 
haben, können sich nicht bewerben (Prosperitätsgrenzen).  

Die Junglandwirt*innen müssen die alleinige Entscheidungsbefugnis haben. Werden auf 
dem gleichen Betrieb zwei Personen gefördert, üben diese die Befugnis gemeinsam aus. 
Aktiengesellschaften werden grundsätzlich nicht gefördert. Betriebe, deren Tierbesatz 
zwei Großvieheinheiten übersteigt, sind von der Förderung ausgeschlossen. Auch Be-
triebe im Nebenerwerb werden nicht gefördert. 

Der Antrag muss innerhalb von 36 Monaten nach der erstmaligen Niederlassung gestellt 
werden. Ein ausführlicher Geschäftsplan ist das „Kernelement des Förderantrages”. Die-
ser muss mindestens eine Betriebsbeschreibung, eine Betriebsplanung ausgehend von 
der Ist-Situation mit einer Ziel-Planung (einschließlich Kapitalbedarfs- und Finanzie-
rungsplan), eine Liquiditätsplanung und eine Beschreibung der geplanten Investitionen 
und Umstrukturierungen enthalten. Für die Erstellung des Geschäftsplans ist eine Bera-
tung durch eine landwirtschaftliche Unternehmensberatung obligatorisch. Der Arbeits-
kräftebedarf muss ab dem dritten Jahr des Förderzeitraums mindestens 1.500 Arbeitskräf-
testunden/Jahr betragen, der Jahresumsatz muss zum Zeitpunkt der Schlusszahlung 
mindestens 75.000 Euro betragen. 

Es besteht eine Zweckbindungsfrist von fünf Jahren nach erfolgter Abschlusszahlung.  

Sachsen 

Zweck9 

„Zuwendungszweck ist die Unterstützung von Junglandwirtinnen und Junglandwirten 
bei der Entwicklung eines landwirtschaftlichen Betriebes, durch die Umsetzung eines 
mehrjährigen Geschäftsplanes nach einer Existenzgründung oder Hofnachfolge. 

Gefördert wird die Entwicklung des landwirtschaftlichen Unternehmens anhand eines 
fünfjährigen Geschäftsplans.” 

 
9  www.smul - foerderung.sachsen.de/teil - c- ii - existenzgruendungen - und - hofnachfolge - 13810.html  

http://www.smul-foerderung.sachsen.de/teil-c-ii-existenzgruendungen-und-hofnachfolge-13810.html
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Die „Richtlinie des Sächsischen Staatsministeriums für Energie, Klimaschutz, Umwelt und 
Landwirtschaft zur Förderung landwirtschaftlicher Investitionen und Existenzgründungen” 
ist für den Zeitraum 2023 bis 2027 mit einem Budget von 3,1 Millionen Euro ausgestattet.  

Die Förderung ist als pauschaler Zuschuss angelegt, Begünstigte sind Unternehmen, in 
denen der Junglandwirt, die Junglandwirtin die Kontrolle innehat. Die Höhe der Zuwen-
dung beträgt 70.000 Euro, der Förderzeitraum umfasst fünf Jahre. Pro Unternehmen wird 
nur ein*e Junglandwirt*in gefördert. 

Der/Die Junglandwirt*in darf nicht älter als 40 Jahre sein und muss Eigentümer*in sein 
oder in einer Personengesellschaft die Betriebsführung wirksam und langfristig kontrol-
lieren. Die Person muss über das nötige Wissen und Können für eine ordnungsgemäße 
Führung eines Betriebes verfügen oder diese innerhalb der ersten 36 Monate nach der 
Bewilligung der Förderung nachweisen. Sie darf im Schnitt der vergangenen drei Jahre 
nicht mehr als 90.000 Euro (Ehegatten 120.000 Euro) an positiven Einkünften gehabt ha-
ben. Grundsätzlich gilt, dass der Antrag spätestens 24 Monate nach der ersten Niederlas-
sung gestellt werden muss. Zum Antrag gehört ein Geschäftsplan für die Entwicklung des 
Betriebes, dessen Inhalt innerhalb der fünf Jahre des Förderzeitraums erfüllt werden 
muss.  

Bezüglich des Standardoutputs des Unternehmens macht setzt die Richtlinie einen Min-
destwert bei 25.000 Euro. Für die Obergrenze gibt es (abhängig von der Art des Betriebes) 
einen Korridor, dessen Werte nicht überschritten werden dürfen. Der Tierbestand auf  
dem Betrieb darf zwei Großvieheinheiten nicht überschreiten. 

Sachsen-Anhalt  

In Sachsen-Anhalt gibt es die konzeptbasierte Förderung von Junglandwirt*innen („Richt-
linie über die Gewährung von Niederlassungsbeihilfe für Junglandwirte”) bereits seit 2017. 
Das Land war das erste Bundesland in Deutschland, das eine solche Fördermaßnahme 
auf den Weg gebracht hat. 

Ziele10 

„Damit wird zur Stärkung ländlicher Räume beigetragen, regionale Wertschöpfung ge-
fördert und Arbeitsplätze vor Ort gesichert bzw. neu geschaffen. 

Mit der «Niederlassungsbeihilfe Junglandwirte» soll Junglandwirtinnen und Jungland-
wirten die Erstniederlassung ermöglicht und die erstmalige Aufnahme einer selbst-
ständigen, eigenverantwortlichen landwirtschaftlichen Tätigkeit erleichtert werden. 
Ziel ist es, nachhaltige Unternehmensgründungen zu fördern, die sich in der Region 
etablieren.” 

In der aktuellen GAP-Förderperiode (2023-2027) stehen für die Förderung des landwirt-
schaftlichen Nachwuchses in diesem Programm 8,33 Millionen Euro zur Verfügung. Je Be-
trieb wird maximal eine Person mit maximal 100.000 Euro in Form einer pauschalen Nie-
derlassungsbeihilfe gefördert – abhängig vom Arbeitskräftebedarf. Die Laufzeit der 
Förderung beträgt fünf Jahre, hinzu kommt eine verpflichtende Haltefrist von weiteren 
fünf Jahren. 

Personen, die sich bewerben, dürfen nicht älter als 40 Jahre alt sein. Ihre erstmalige Nie-
derlassung als Landwirt*in darf – gerechnet vom Tag der Antragstellung – maximal 24 Mo-
nate zurückliegen. Die Bewerber*innen müssen eine berufliche Qualifizierung 

 
10 www.smul - foerderung.sachsen.de/teil - c- ii - existenzgruendungen - und - hofnachfolge - 13810.html  

http://www.smul-foerderung.sachsen.de/teil-c-ii-existenzgruendungen-und-hofnachfolge-13810.html
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nachweisen, die mit einem „erfolgreichen Abschluss in einem Agrarberuf (...) und einer 
mindestens einjährigen landwirtschaftlichen Fachschule” grundsätzlich als erfüllt gilt. Ge-
gebenenfalls kann diese Qualifikation innerhalb von 36 Monaten nach Bewilligung nach-
gewiesen werden. Weitergehende Qualifikationen wie Meister*in, Techniker*in und Hoch-
schulabschlüsse werden auch anerkannt. 

Landwirtschaft im Nebenerwerb ist nicht förderfähig. 

Mit dem Antrag muss ein Geschäftsplan vorgelegt werden, der eine Beschreibung der Aus-
gangssituation enthalten muss. Außerdem sind darin unter anderem jährliche Zwischen- 
und Endziele und Details zu den geplanten Maßnahmen, einschließlich der Maßnahmen 
für ökologische Nachhaltigkeit und Ressourceneffizienz, darzustellen. Die jeweiligen An-
tragsfristen und Bewilligungstermine werden in Sachsen-Anhalt über die Webseite des 
Ministeriums bekannt gegeben. 

Der Standardoutput des Betriebes muss zwischen 25.000 Euro und je nach Betriebsart bis 
zu 850.000 Euro liegen. Der Tierbesatz darf zwei Großvieheinheiten nicht überschreiten.  

Thüringen 

Ziele, Zuwendungszweck11 

„Mit der Förderung soll Junglandwirten die Erstniederlassung und die erstmalige Auf-
nahme einer selbständigen landwirtschaftlichen Tätigkeit erleichtert und die Attrakti-
vität der Landwirtschaft für Nachwuchskräfte gesteigert werden. Ziel ist es, nachhaltige 
Unternehmensgründungen zu fördern, die sich in der Region etablieren.” (...) 

„Die Zuwendung dient er Unterstützung von Junglandwirten bei der erstmaligen Nie-
derlassung in einem landwirtschaftlichen Betrieb bzw. dessen Übernahme und die da-
mit verbundene Aufnahme einer selbstständigen landwirtschaftlichen Tätigkeit (Füh-
rung als Betriebsleiter) in Form 

a) der Neugründung eines landwirtschaftlichen Einzelunternehmens, 

b) der außerfamiliären Übernahme/Übergabe einschließlich dem Kauf von bestehen-
den landwirtschaftlichen Betrieben, 

c) der innerfamiliären Übernahme/Übergabe (Hofnachfolge) oder 

d) des Generationswechsels in der Betriebsleitung landwirtschaftlicher Betriebe in der 
Form juristischer Personen.” 

Die „Richtlinie zur Förderung der Niederlassung von Junglandwirten” des Landes Thürin-
gen regelt die Verwendung von dreieinhalb Millionen Euro, die das Bundesland für den 
Zeitraum der GAP-Förderperiode von 2023 bis 2027 für die konzeptbasierte Förderung von 
Junglandwirt*innen bereithält. Betriebe können sich – abhängig vom Arbeitskräftebedarf 
– um 35.000 bis 70.000 Euro Förderung bewerben, sofern ein*e Junglandwirt*in in der Po-
sition ist, in der sie alleinige Entscheidungsbefugnis hat (siehe unten). Die Laufzeit der 
Förderung beträgt drei Jahre, hinzu kommt eine Haltefrist von fünf Jahren (ab Zuwen-
dungsbescheid). Um die gesamte Fördersumme zu erhalten, muss im dritten Jahr der För-
derung ein Vollzeitäquivalent von 1 erreicht werden. „Die Zuwendung wird als Zuschuss in 
Form einer Festbetragsfinanzierung und in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses 
gewährt.”12 Es wird maximal eine Person je Betrieb gefördert. Als Rechtsformen kommen 

 
11 Richtlinie zur Förderung der Niederlassung von Junglandwirten.  

12 www.aw - landesverwaltungsamt.thueringen.de/foerderung/foerderung - a- z/eler - junglandwirtefoerderung . 

https://www.aw-landesverwaltungsamt.thueringen.de/foerderung/foerderung-a-z/eler-junglandwirtefoerderung
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Einzelunternehmen und juristische Personen in Frage, Aktiengesellschaften sind ausge-
schlossen. Der Tierbesatz darf nicht über zwei Großvieheinheiten betragen. 

Junglandwirt*innen dürfen zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als 40 Jahre sein. 
Förderfähig sind nur erstmalige Niederlassungen als selbstständig Landwirt*in. Der An-
trag muss spätestens 24 Monate nach der Übernahme der alleinigen Entscheidungsbefug-
nis gestellt werden. Als Qualifikation muss mindestens eine landwirtschaftliche Ausbil-
dung in Verbindung mit einer einjährigen Fachschule nachgewiesen werden. Damit soll 
die Fähigkeit zur ordnungsgemäßen Führung eines landwirtschaftlichen Unternehmens 
nachgewiesen werden. Möglich sind auch Nachweise über eine Mitarbeit auf einem land-
wirtschaftlichen Betrieb (Umfang mindestens zwei Jahre mit 15 Wochenstunden). Gegebe-
nenfalls muss eine Qualifikation bis 36 Monaten nach Bewilligung der Förderung nachge-
holt werden.  

„Im Rahmen der Antragstellung ist u.a. die betriebliche Entwicklung anhand eines Ge-
schäftsplanes und des Nachweises eines kalkulatorischen Arbeitskräftebedarfs darzustel-
len”13 – bezogen auf das Zieljahr. Jährliche Antragsfrist ist der 31. Januar.  

5.2 Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwischen den Förderprogrammen  

Tabelle 1: Konzeptbasierte Förderprogramme der Bundesländer. Unterschiede und Gemeinsamkeiten zwi-
schen den Bewilligungsvoraussetzungen und weitere Bestimmungen und Auflagen (Auswahl; nach AbL 
2024). 

 
Betriebs-
konzept 

Max. Anzahl 
Förderneh-
mer*innen 

Max. 
Förder-
summe 

Haltefrist Ausbildung 

Branden-
burg 

Geschäfts-
plan 3 Jahre 

1 je Betrieb 75.000 € 
5 Jahre nach 
Bewilligung 

Ausbildung, Techniker*in, Meis-
ter*in, Studium, mindestens 2 
Jahre Praxis im grünen Beruf 

Nieder-
sachsen 

Geschäfts-
plan 5 Jahre 

1 je Betrieb 100.000 €  
Ausbildung, Bildungsmaß-
nahme, sechs Jahre Berufspra-
xis 

Rhein-
land-Pfalz 

Geschäfts- 
plan 5 Jahre 

1 je Betrieb 
 

45.000 € 
5 Jahre nach 
Bewilligung 

Ausbildung, Techniker*in, Meis-
ter*in, Studium 

Saarland Geschäfts-
plan 5 Jahre 

2 je Betrieb 50.000 €  
Ausbildung Agrarberuf + Tech-
niker*in, Meister*in, Studium; 
ggf Fachschule 

Sachsen Geschäfts-
plan 5 Jahre 

1 je Betrieb 70.000 €  
Ausbildung/ Techniker*in/ 
Meister*in/ Studium 

Sachsen-
Anhalt 

Geschäfts-
plan 5 Jahre 

1 je Betrieb 100.000 € 
5 Jahre nach 
Ende Förder-
zeitraum 

Ausbildung +Techniker*in/ 
Meister*in/ Studium 

Thüringen Geschäfts-
plan 3 Jahre 

1 je Betrieb 70.000 € 
5 Jahre nach 
Bewilligung 

Ausbildung/ Techniker*in/ 
Meister*in/ Studium Im grünen 
Berufsfeld 

 

 
13 www.wirtschaft.thueringen.de/unsere - themen/landwirtschaft/investitionen - in - landwirtschaftlichen - unternehmen - 2 . 

https://wirtschaft.thueringen.de/unsere-themen/landwirtschaft/investitionen-in-landwirtschaftlichen-unternehmen-2
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Gemeinsamkeiten der Förderprogramme der Bundesländer (Auswahl; nach AbL 2024):  
• Antragstellende Person darf das 40. Lebensjahr nicht überschritten haben. 

• Es muss sich um eine erstmalige Niederlassung im Bundesland handeln. 

• Die antragstellende Person muss die Betriebsführung kontrollieren (Saarland: zwei Per-
sonen möglich). 

• Es muss ein Betriebsentwicklungskonzept eingereicht werden. 

• Sowohl Neugründungen als auch inner-, und außerfamiliäre Hofübergaben sind grund-
sätzlich förderfähig. 

• Es existieren Einkommensgrenzen, die in den Vorjahren nicht überschritten werden dür-
fen. 
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6. Interviews mit den Antragsteller*innen 

In diesem Kapitel werden die Ergebnisse aus den Interviews mit den Junglandwirt*innen 
dargestellt. Wie in dem Leitfaden, der den Interviews zugrunde liegt, sind auch die Ergeb-
nisse inhaltlich in fünf Themenbereiche sortiert: 

• Antragstellung (antragstellende Junglandwirt*innen, Auflagen, Klarheit der Infor-
mationen, gesellschaftliche Entwicklungen) 

• Kontakt mit Behörden (Erreichbarkeit, Werbung) 
• Beratung (Finanzierung, Inhalte, Behörden in der Beratung) 
• Auszahlung (Abläufe, Verwendung) 
• Allgemeines zur konzeptbasierten Förderung  

Hinzu kommt der Abschnitt „Eigene – besonders relevante – Themen der Junglandwirt*in-
nen”. Hier werden Aspekte der Förderung beziehungsweise des Antragsverfahrens zusam-
mengefasst, die nicht Teil des Interview-Leitfadens waren und die von den Jungland-
wirt*innen selbst in den Interviews angesprochen wurden. Dazu zählen zum Beispiel die 
besondere Situation von Müttern beziehungsweise Eltern, Notfälle im Förderzeitraum, die 
Bedingungen für die Zulassung oder die Kriterien bei der Punktevergabe. Zum Teil wur-
den solche Themen dann auch in den folgenden Interviews aktiv angesprochen und damit 
auf ihre Relevanz geprüft. 

Allgemein lässt sich sagen, dass die für diese Broschüre befragten Junglandwirt*innen 
diese Art der konzeptbasierten Förderung sehr wichtig finden und entsprechend sehr be-
grüßen – unabhängig davon in welcher Situation sie mit ihrem Betrieb sind und unabhän-
gig davon, ob sie selbst letztendlich gefördert werden oder wurden. 

6.1 Antragstellung 

In diesem Kapitel geht es um den Prozess der Antragstellung und Themen, die in diesem 
Zusammenhang aufkamen. Dazu zunächst ein paar Worte zu den Junglandwirt*innen und 
ihren Betrieben. 

Antragstellende Junglandwirt*innen 

Die Junglandwirt*innen sind in der Regel – das liegt in der Natur der Sache – jung. Die 
meisten stehen am Anfang ihres beruflichen Lebensweges. Sie haben sich entschieden, 
einen landwirtschaftlichen Betrieb zu gründen oder zu übernehmen. Sie sehen sich mit  
mehr oder weniger Erfahrung einer Bürokratie gegenüber, die das große Interesse der 
Gesellschaft, dass die Gründungen und Übernahmen erfolgreich verlaufen, vielleicht 
nicht immer authentisch weitergibt. Eine*r der geförderten Junglandwirt*innen fasste die 
Situation wie folgt zusammen: 

„Es ist schon ein Spagat. Einerseits möchte ich schon deutlich machen, dass mir das Geld der Förderung richtig 

gut weiterhelfen würde. Andererseits ist es ja total unglaubwürdig, einen Antrag zu schreiben, in dem dann 

sinngemäß steht, ich brauche das Geld unbedingt, sonst funktioniert mein Betrieb nicht. Zu schreiben, «Mein 

Betrieb funktioniert gerade gut und ich komme auch ohne diese 100.000 Euro aus» macht auch keinen Sinn.” 

Das Zitat macht die Dialektik der Situation deutlich, gerade weil es das gesellschaftliche 
Interesse an dem gelingenden Generationswechsel – und der Förderwürdigkeit dieses 
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Prozesses auch auf der betrieblichen Ebene – ausklammert. Aber: Die Diversität zwischen 
den Betrieben der interviewten Junglandwirt*innen ist groß (siehe oben im Kapitel „Me-
thodisches Vorgehen”, dort unter „Interviews mit Antragsteller*innen”). Das gilt auch für 
ihr Verhältnis zu einer möglichen Förderung. Die einen verfolgen den Fahrplan, den sie 
schon hatten, bevor die Idee entstand, eine konzeptbasierte Förderung zu beantragen. 
Die anderen sind durch die Förderung überhaupt erst in die Lage versetzt worden, wei-
tere, längerfristige Pläne zu machen. Ihre Selbstständigkeit ist bis zu dem Zeitpunkt der 
Bewilligung ihrer Förderung geprägt von vorsichtigem Abtasten und wiederholtem Neu-
bewerten, was ein möglicher nächster Schritt sein könnte. Auch abgelehnte Antragstel-
ler*innen waren unter den Interviewten. 

Die Öffentliche Hand kann kein Geld verschenken. Allerdings scheint es bei der Entwick-
lung der Dokumente für die Antragstellung nicht immer das Leitmotiv gewesen zu sein, 
dass diese für Landwirt*innen gedacht sind, die am Anfang ihrer Karrieren stehen. Gerade 
die Vertrautheit mit der die Landwirtschaft begleitende Bürokratie ist bei den Jungland-
wirt*innen teilweise noch nicht vorhanden. Sie sind in der Regel in ihrem bisherigen Be-
rufsleben (im Rahmen einer landwirtschaftlichen Ausbildung oder in einer mehrjährigen 
Berufspraxis) noch nicht mit Antragsverfahren und Betriebsplänen in Berührung gekom-
men. Trotzdem sollen sie sich angesprochen fühlen und sich um die Förderung bewerben. 
Je nach Bundesland ist das möglich, indem die entsprechenden Sachkundenachweise für 
bestimmte berufliche Qualifikationen erst im Verlauf des Förderzeitraums nachgereicht 
werden dürfen. Um es mit den Worten einer Junglandwirtin, die mittlerweile in den Ge-
nuss der Förderung gekommen ist, zu sagen: 

„Ich glaube, man könnte die Formulare einfacher machen.” 

Gleichzeitig gibt es unter den Junglandwirt*innen Verständnis für die mit der Förderung 
verbundene Bürokratie. Dies sei verbunden mit dem Anspruch, einen Betrieb zu führen. 
Das gilt umso mehr, wenn es um die Verteilung von finanziellen Mitteln der Öffentlichen 
Hand geht. Die Auffassung, dass diese nur in Verbindung mit einer Kontrolle vergeben 
werden sollten, die auch einen gewissen Aufwand mit sich bringt, wird von den Antrag-
steller*innen geteilt. 

Auflagen 

Die Junglandwirt*innen anerkennen, dass detaillierte inhaltliche Vorgaben dazu führen 
können, dass bestimmte Betriebe nicht für die Förderung in Frage kommen. Letztendlich 
gestehen sie den Landesregierungen selbstverständlich zu, dass Ziele und Richtungen 
vorgegeben werden.  

• Einerseits wurde großes  Verständnis dafür gezeigt, dass die Politik Grenzen zieht 
und damit deutlich macht, welche Betriebe mit einer Fördermaßnahme gemeint 
oder eben auch nicht gemeint sind. Gerade vor dem Hintergrund der in der Regel 
begrenzten Mittel für die verschiedenen Programme in den Bundesländern wird die 
Beschränkung auf eine klar definierte Zielgruppe unterstützt. 

• Auf der anderen Seite wurde auch kritisch angemerkt, dass detailliert ausformu-
lierte Kriterien die Vielfalt der förderfähigen Betriebe reduzieren. 

In manchen Bundesländern ist die Förderung mit einer so genannten Haltepflicht verbun-
den. In Brandenburg zum Beispiel müssen die geförderten Junglandwirt*innen ihren Be-
trieb nach Ende des dreijährigen Förderzeitraums noch mindestens weitere fünf Jahre 
führen. Werden in diesem zusätzlichen Zeitraum bestimmte Auflagen nicht eingehalten, 
muss die Förderung zurückgezahlt werden. Auf die Frage, ob dies die Entscheidung, sich 
um die Förderung zu bewerben, beeinflusst hat, reagierten die Junglandwirt*innen eher 
gelassen. Es wurden Vergleiche zu laufenden Krediten gezogen, die auch phasenweise be-
lastend sein können. Grundsätzlich gehen die Junglandwirt*innen mit der Haltepflicht 
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entspannter um, wenn ihr Betrieb schon das eine oder andere Jahr existiert beziehungs-
weise sie selbst schon eine gewisse Erfahrung mit der Betriebsführung haben.  

Im Rahmen der Interviews haben die Junglandwirt*innen nicht davon gesprochen, dass 
ein Antrag inhaltliche Probleme bereitet hätte. Gleichzeitig wurde deutlich gemacht, dass 
eine gute Portion Selbstbewusstsein dazu gehört, sich zu bewerben oder, um es mit den 
Worten einer Junglandwirt*in zu sagen, „um mit einem guten oder einem einigermaßen 
guten Gefühl diesen Antrag abgeben” zu können. Dabei geht es nicht zuletzt um die in-
nere Haltung, den eigenen Betrieb, die eigenen Ideen für die Gestaltung des Betriebs als 
förderwürdig anzusehen. 

Was den zeitlichen Aufwand angeht, berichten die befragten Junglandwirt*innen von ei-
nem hohen, teils sehr hohen Aufwand. Allerdings bleiben kritische Stimmen, der Aufwand 
sei unverhältnismäßig, selten. Nur vereinzelt sind die befragten Junglandwirt*innen der 
Meinung, das Verfahren sei viel zu detailliert und aufwändig beziehungsweise der Auf-
wand stehe nicht in einem guten Verhältnis zum Nutzen. 

Mehr Klarheit, bitte 

In den Interviews wurde deutlich: Die Befragten wünschen sich größtmögliche Klarheit in 
den Vorgaben der Behörden. Das muss nicht notwendigerweise heißen, dass sie sich auch 
detaillierte Vorgaben wünschen. Aber es gilt für verschiedene Aspekte des Verfahrens 
und zu allererst für die Abläufe. 

Dazu zählen Fragen wie zum Beispiel: 

• Wann geht die nächste Frist zu Ende? Es erleichtert den zukünftigen Antragstel-
ler*innen die Planungen, wenn sie möglichst früh wissen, wann die nächste An-
tragsphase beginnt und endet. Denn die meisten Betriebe haben Belastungsspit-
zen. Gerade weil von Seiten der Behörden beim Festsetzen der Antragsfristen nicht 
auf alle Betriebe und auf alle Belange Rücksicht genommen werden kann, ist eine 
gute mittelfristige - besser langfristige – Planbarkeit sehr wertvoll. Dieser Punkt 
wird von mehreren Bundesländern umgesetzt. 

• Was muss auf dem Weg dahin beachtet werden? Zum Beispiel ist es nicht allen An-
tragsteller*innen klar, dass es Sinn macht, sich nicht erst am letzten Tag einer Frist 
mit Fragen an die zuständigen Behörden zu wenden beziehungsweise den Antrag 
abzugeben. 
Auch auf die Frage, ob es bei einer frühzeitigen Abgabe die Möglichkeit gibt, dass 
der Antrag von der entgegennehmenden Stelle auf Vollständigkeit geprüft wird 
und Änderungen beziehungsweise Ergänzungen möglich sind, ist für Antragstel-
ler*innen interessant. Darauf sollte eingegangen und die Abläufe sollten explizit 
beschrieben werden. 

• Auch wenn es um die Zwecke der Bestandteile der Anträge geht, wurde seitens der 
Junglandwirt*innen der Wunsch formuliert, mehr Klarheit zu bekommen. Es sollte 
also mehr erklärt werden, was zum Beispiel mit dem nötigen Betriebskonzept ge-
zeigt werden soll? Was soll von dem Betrieb und von den Vorstellungen der An-
tragsteller*innen sichtbar werden? Aus der Perspektive der Junglandwirt*innen ist 
es offenbar nicht klar, was genau gezeigt werden soll: Sind es die in buntesten Far-
ben gezeichneten Vorstellungen, über die entschieden wird, oder geht es eigentlich 
nur um die betriebswirtschaftlichen Zahlen? 

Antragsteller*innen berichten von Änderungen von Rahmenbedingungen beziehungs-
weise der Änderung von Regeln im laufenden Verfahren. Das wurde übereinstimmend als 
sehr irritierend und/oder störend wahrgenommen. Im Falle eines Regierungswechsels 
mag das noch nachvollziehbar erscheinen. Selbstverständlich sollte es aber auch hier 
nicht sein. Unverständlich ist es, wenn Regeln – oder auch begleitende Informationen – 
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scheinbar ohne äußeren Anlass geändert werden. Auch hier geht es um Klarheit: Klarheit 
in der Kommunikation und Klarheit im Verfahren. 

Verpasste gesellschaftliche Entwicklungen 

In diesem Zusammenhang sehen sich die Junglandwirt*innen oft mit einer Förderstruktur 
konfrontiert, die offenbar nach wie vor von einer klassischen Situation auf den Höfen 
ausgeht: Ein männlicher Landwirt, der den Betrieb führt und Alleinunternehmer ist. Er hat 
allein das Sagen und hat aus einer ähnlichen Struktur den Hof innerfamiliär übernom-
men, Frauen sind mithelfende Familienmitglieder. Diese Situation bedeutet auch, dass 
die Junglandwirt*innen nicht nur für den Prozess der Betriebsgründung beziehungsweise 
-übernahme an sich genügend Selbstbewusstsein mitbringen müssen. Sie müssen zusätz-
lich darauf eingestellt sein, sich für ihr Abweichen von einer traditionellen Norm auch 
noch rechtfertigen zu müssen. Besonders deutlich wird dies berichtet in einer Situation, 
in der eine Frau die Betriebsleiterin ist. Sie startet das Gespräch, sie bringt die inhaltli-
chen Beiträge, aber trotzdem wird unaufhörlich ihr Mann angesprochen, sobald er im 
Raum ist.  

6.2 Kontakt mit Behörden 

Ein guter Kontakt zu den Behörden ist für die Junglandwirt*innen wichtig. Sie haben Fra-
gen und sie brauchen Hilfe. Die meisten haben noch keine jahrelange Erfahrung in der 
Führung eines Betriebes und nur wenig Erfahrung mit der landwirtschaftlichen Bürokra-
tie. 

Gerade die Junglandwirt*innen, die nicht auf einem Hof aufgewachsen sind und sich nicht 
in einer innerfamiliären Hofübernahme befinden, haben keinen geübten Blick auf Zahlen 
und Pläne. So sind die Behörden, die in den Bundesländern die Verfahren der konzeptba-
sierten Förderung der Junglandwirt*innen verwalten, oft auch die ersten Ansprechpart-
ner*innen der jungen Betriebsleiter*innen. Wesentlich ist, dass die Informationen korrekt 
sind.  

„Die Behörden werden – gerade von den Junglandwirt*innen – als Autorität wahrgenommen. Wenn deren Mitarbeiter*in-

nen sagen «Das geht nicht.», dann glauben die Leute das.” 

Eine der interviewten Junglandwirt*innen berichtete: 

„Mir ist mindestens ein konkretes Beispiel bekannt, demzufolge die Behörde eine falsche Information rausgegeben hat und 

ein Betrieb deshalb keinen Antrag gestellt hat.”  

Aber eine falsche Auskunft ist oft nur wenig schlechter, als keine Antwort. So sahen sich 
die Junglandwirt*innen in dem Jahr, in dem ein Programm in einem Bundesland einge-
führt wurde, regelmäßig mit Mitarbeiter*innen in den Behörden konfrontiert, die kaum 
mehr Wissen hatten, als die Junglandwirt*innen selbst. Dazu drei Zitate:  

„Keine Behörde, jedenfalls keine, die wir gefragt haben, konnte konkrete Aussagen machen.” 

„Es gab auch eine Art Informationsdefizit in der Behörde.” 

„Die Richtlinie und die Förderung war ja für die Mitarbeiter der Kammer auch neu.” 

Aber es gibt auch anderen Erfahrungen:  

„Was den Kontakt mit den Behörden angeht, bin ich wunschlos glücklich.”  
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Dieses uneingeschränkte Lob stammt von einer Junglandwirt*in, die in Verbandsstruktu-
ren aktiv und teilweise auch beratend tätig ist, also auch ein bisschen über den Teller-
rand des eigenen Betriebes hinausblickt. Und sicherlich zählte diese*r Junglandwirt*in als 
Teil einer innerfamiliären Hofübergabe zu den erfahreneren Interview-Partner*innen. 

Erreichbarkeit der Mitarbeiter*innen  

Die Erreichbarkeit der Mitarbeiter*innen von Behörden ist für Antragsteller*innen ein 
wichtiges Thema. Die geschilderten Situationen, in denen Feedback von den Behörden 
besonders wichtig ist beziehungsweise wichtig gewesen wäre, ergeben eine Mischung ver-
schiedener Umstände.  

Das Verhältnis ist geprägt  

• von Arbeits- und Sprechzeiten der Behörden, die teils nicht zu den Arbeitszeiten der 

Junglandwirt*innen passen,  

• von teils undurchsichtigen Zuständigkeiten und  

• selten verbunden mit einem direkten Zugang zu einem persönlichen Kontakt.  

• Genannt wurden auch die eigene geringe Flexibilität aufgrund hoher Arbeitsbelas-

tung und Belastungsspitzen im Betrieb. 

Insgesamt zeigt sich kein einheitliches Bild. Unterschiedliche Probleme wurden beschrie-
ben.  

Verzögerungen in der Kommunikation und schlechte Erreichbarkeit stehen bei der Kritik 
im Zentrum.  

Man wundert sich, wenn eine eigentlich selbstverständliche Bestätigung des Eingangs ei-
nes Antrags überhaupt nicht und der Bescheid über die Förderungen erst verschickt 
wurde, nachdem die Liste der geförderten Betriebe bereits seit Monaten auf der Webseite 
der Behörde veröffentlicht worden waren. 

Es wurde auch davon berichtet, dass die Beratungen durch die Behörden nicht nach den 
Vorstellungen der Junglandwirt*innen abgelaufen sind.  

Eine obligatorische Beratung durch die regionalen Behörden – gerade für die jungen Be-
trieben, also gerade in dieser Förderung der Existenzgründung – wird für sinnvoll gehal-
ten. Sie sollte kostenfrei oder im Rahmen eines begrenzten Beratungskontigentes je Be-
trieb angeboten werden. Dieser Wunsch leitet über zum Thema „Beratung”, das im 
nächsten Kapitel beschrieben wird. 

Werbung für das Förderprogramm 
Obwohl die Antragsteller*innen oft bereits im Kontakt sind mit landwirtschaftlichen Be-
hörden (Aus- und Weiterbildung, Agrarförderung und anderes), hat keiner der hier zu 
Wort kommenden Junglandwirt*innen die Information über das Verfahren direkt von der 
Behörde bekommen, die für die Bearbeitung und Entgegennahme der Anträge für das 
Verfahren zuständig ist. Sie haben es aus der Presse oder von ihrem Verband oder auch 
von Kolleg*innen erfahren – oder von ihren Berater*innen. 
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6.3 Beratung 

Beratung spielt in den Programmen für die konzeptbasierte Förderung der Jungland-
wirt*innen eine unterschiedlich große Rolle. Das zeigt sich unter anderem bei den Aufla-
gen, die mit der Gewährung der Förderung verbunden sind; zum Teil ist Beratung ver-
pflichtend vorgesehen. 

Die Beratung wurde von den Befragten in der Regel als sehr wertvoll angesehen. Auch 
wenn die Junglandwirt*innen durch die Bedingungen der Antragsverfahren zu ihrem Glück 
gezwungen wurden, bewerten sie die Beratung im Nachhinein überwiegend als positiv 
oder sehr positiv.  

Die befragten Junglandwirt*innen hatten ein gutes oder sehr gutes Verhältnis zu ihren 
Berater*innen. Sicher gibt es Unterschiede; aber die Art, mit der die Junglandwirt*innen 
über ihre Berater*innen gesprochen haben, zeigte immer wieder eine starke Vertrautheit 
und ein ausgeprägtes Vertrauen. Das äußerte sich zum Beispiel im formlosen Austausch 
von WhatsApp-Nachrichten oder durch wiederholte Verweise auf eine langjährige und 
fruchtbare Zusammenarbeit oder auch auf freundschaftliche Umgangsformen. 

Vor der Beratung 

Die Junglandwirt*innen, hatten im Vorfeld ihres Antrages unterschiedlich weit gehende 
Erfahrungen mit Beratung. Mit einer Fachberatung – vom Verband angeboten oder nach-
barschaftlich-kollegial – waren praktisch alle vertraut. Mit der allgemeinen, betriebswirt-
schaftlichen oder sozioökonomischen Beratung hatten dagegen nicht alle bereits Kon-
takt. Die Aussagen legen nahe, dass frühere Erfahrungen die Haltung zur Beratung in 
beiden Richtungen prägen, sowohl positiv wie auch negativ.  

Im Falle von innerfamiliären Hofübernahmen zeigt sich das Bild von Hofnachfolger*innen, 
die schon länger wesentliche Betriebsabläufe durchblickt oder mitentschieden haben; 
auch wenn – formell gesehen – die Betriebsführung noch bei der Elterngeneration lag. 
Die abgebende Generation ist im Regelfall ansprechbar und stellt so eine Säule der Bera-
tung dar. Sie lebt oft mit auf dem Hof oder ist schnell erreichbar. Die damit einhergehen-
den Gelegenheiten für Beratung erweitern sich um den Freundes- und Bekanntenkreis, 
die soziale Umgebung des Hofes, in die die Hofnachfolger*innen hineingeboren und -ge-
wachsen sind. 

Ganz grundsätzlich berichten die Junglandwirt*innen von teilweise sehr unterschiedli-
chen Umgangsweisen mit Berater*innen und Beratung. Manche haben seit Beginn ihrer 
Überlegungen, einen Betrieb zu gründen, ihre*n Berater*in an der Seite und stehen mit 
ihm/ihr in regelmäßigem Austausch. Andere machen nur eine Art Pflichtberatung.  

Das deckt sich mit den Aussagen der Junglandwirt*innen bezüglich des Bedarfes an einer 
Art Reflexionsraum, in dem sie den sprichwörtlichen Schritt nach hinten machen, um sich 
ihren Betrieb mit etwas Abstand und weniger Betriebsblindheit anschauen können. Auch 
dieser Bedarf ist nicht bei allen gleich ausgeprägt. 

Inhalte der Beratung 

Ein naheliegender Vorteil von Beraterinnen besteht darin, dass sie bereits mehrfach Ge-
schäftspläne oder Betriebskonzepte erstellt haben. Im besten Fall verfügen sie zudem 
über Erfahrungen mit Betrieben, die denen der antragstellenden Junglandwirt*innen äh-
neln. Was für die Berater*innen zum Arbeitsalltag gehört, ist für viele Junglandwirt*innen 
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hingegen naturgemäß Neuland. Eigene Erfahrungen liegen, wenn überhaupt, meist nur 
aus der Ausbildung in theoretischer Form oder aus einzelnen Projekten vor.  

Im Rahmen der Antragsverfahren für die Junglandwirt*innen-Förderungen der Bundeslän-
der können die Berater*innen auch Brücken zu den Behörden sein, da sie oft über ent-
sprechende Erfahrungen und Kontakte verfügen. 

Je nach Verfahren in den verschiedenen Bundesländern wurden die Berater*innen zum 
Beispiel als Unterstützung bei der Erstellung eines Geschäftsplans genutzt. Teilweise lie-
ßen die Junglandwirt*innen den Plan gleich ganz von den Berater*innen schreiben. Aber 
die Beratung wurde auch aus anderen Gründen als hilfreich angesehen. Berater*innen 
geben ganz banale Tipps und Tricks weiter, zum Beispiel über technische Features des 
Online-Bankings oder in der Buchhaltungs-Software. 

Finanzierung der Beratung 

Zudem ist die Frage relevant, inwieweit Beratung seitens des Bundeslandes gefördert 
wird. Gibt es obligatorische beratende Unterstützung für die Antragstellung seitens der 
Landwirtschaftskammer (oder einer vergleichbaren Struktur)? Daneben ist auch die Frage 
wesentlich, ob die Beratung Geld kostet. 

Beratung in Anspruch zu nehmen ist immer auch eine Frage von Zeit und Arbeit; neben 
den Kosten, die entstehen. Den Berater*innen muss immer auch zugearbeitet werden. Je 
nach Art der Beratung kann die Vorarbeit immens sein, was die Euphorie nicht gerade 
steigert; gerade bei denen, die zweifeln, ob sie die Beratung überhaupt nutzen wollen. 
Teilweise hat die Bearbeitung des Antrags für die konzeptbasierte Förderung die Jung-
landwirt*innen sehr viel Zeit gekostet, sei es als Zuarbeit für die Beratung, sei es als  ei-
genständige Antragsstellung. „Meine Stunden will ich ja gar nicht rechnen.” Hinzu kommt 
das Geld, das gegebenenfalls für die Beratung aufgewendet werden musste: „Erst hinter-
her, wenn es geklappt hat, weiß man, dass es sich gelohnt hat.” Teilweise konnten die 
Junglandwirt*innen auf Förderungen für die Beratung zurückgreifen. 

Kritisch wird von Junglandwirt*innen angemerkt, dass kein Zirkelschluss entstehen sollte, 
in dem die Förderung der Junglandwirt*innen zu einer Förderung für Berater*innen wird. 
Denn neben den Beratungsleistungen im Zuge der Antragstellung ergibt sich oft weitere 
Bürokratie aus dem Berichtswesen, das – je nach Bundesland verschieden – mit der För-
derung verbunden ist. Um es mit den Worten einer Junglandwirtin zusammenzufassen, 
vielleicht auch ein bisschen zuzuspitzen: 

„Meiner Meinung nach wäre es gerade bei jungen Betrieben, also gerade bei dieser Existenzgründungsge-

schichte, sinnvoll, dass es vom Land eine Beratungsstelle geben würde, für die ersten fünf Jahre und zwar kos-

tenfrei oder ausgestattet mit einem gewissen Kontingent pro Jahr und Betrieb.” 

Einen ähnlichen Vorschlag formulierte ein*e Junglandwirt*in nach eigenen, sehr guten Er-
fahrungen bei der Zusammenarbeit mit einem Berater, der einen Großteil der Arbeit am 
Antrag übergenommen hatte. Dieser Vorschlag zielt auf eine gesonderte Förderung der 
Beratung, gegebenenfalls ganz explizit für das Stellen des Antrags für die konzeptbasierte 
Förderung von Junglandwirt*innen.  

Rolle der Behörden bei der Beratung 

Interviewte wurden in Phasen gefördert, in denen die Zeitpläne seitens der Behörden 
eher kurzfristig gestrickt waren. Das führte zum Beispiel zu Situationen, in denen die 
Junglandwirt*innen „nur mit Glück einen Beratungstermin bekommen” haben. Ein 
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weiterer Grund dafür, dass die Behörden eine mittel-, besser langfristige vorausschau-
ende Planung anstreben sollten, insbesondere für die Zeiträume, in denen Anträge einge-
reicht werden können. 

Nicht immer war den Antragstellenden klar, welche Berater*innen von Seiten der Behör-
den akzeptiert werden. Hier wäre es wichtig, dass zu einem sehr frühen Zeitpunkt im Ver-
fahren Klarheit herrscht und die diesbezüglichen Vorgaben klar kommuniziert werden. 
Teilweise werden Listen mit möglichen und von der jeweiligen Landesregierung akkredi-
tierten Berater*innen angeboten. In manchen Bundesländern wird die Beratung – gege-
benenfalls in Teilen – durch die Behörden selbst durchgeführt. 

Schaut man in die Dokumente oder Präsentationen der Bundesländer, mit denen diese 
ihre Förderprogramme bewerben, dann wird deutlich, dass die Beratung auch als wichti-
ger Baustein für die Sicherstellung der Qualifizierung der Junglandwirt*innen angesehen 
wird. Beratung ist hier ganz offensichtlich nicht nur Mittel zum Zweck einer erfolgreichen 
Antragsstellung oder zur Verhinderung des Scheiterns in den Jahren nach der ersten Nie-
derlassung. Die Bundesländer – und auch die Europäische Union als Co-Finanziererin – 
verbinden mit der Unterstützung der Beratung beziehungsweise mit der Integration einer 
verpflichtenden, umfassenden Beratung in die Verfahren ganz explizit das Ziel einer 
grundsätzlichen Qualifizierung von Junglandwirt*innen. In der Strategie für den Generati-
onswechsel in der Landwirtschaft schreibt die Europäische Kommission: 

„Neben der Geschäftsplanung und -entwicklung müssen die allgemeine und berufliche Bildung sowie Bera-

tungsdienste im Bereich der Landwirtschaft neue Herausforderungen und Chancen wie Klimawandel, Verlust an 

biologischer Vielfalt, Digitalisierung, Integration erneuerbarer Energien oder Verfahren im Bereich der intelli-

genten Landwirtschaft, die sich auf europäische Weltraumsysteme wie Copernicus und Galileo stützen, abde-

cken.” 

Teilweise ist es den Junglandwirt*innen nicht klar, dass mit der verpflichtenden Beratung 
auch solche allgemeinen Ziele verbunden sind. 

6.4 Auszahlung 

Rund um die Auszahlung haben die Interviewten unterschiedliche Erfahrungen gemacht. 
Grundsätzlich lässt sich sagen, dass die Junglandwirt*innen immer auch Pläne machen, 
die sie unabhängig von einer möglichen Förderung verfolgen können. Trotzdem wurde 
beschrieben, dass der Moment der Bewilligung mit einer sehr großen Erleichterung ver-
bunden sei. Das Gefühl der Erleichterung ist unmittelbar und wurde in einer Reihe von In-
terviews umfassend geschildert. 

Abläufe 

Es kam vor, dass ein*e Junglandwirt*in – trotz vorliegendem Bescheid und mehrmaligem 
Nachfragen bei der zuständigen Behörde – nicht wusste, wann mit der ersten Überwei-
sung zu rechnen ist. Hinzu kam, dass der Bescheid erst ein halbes Jahr nach einer Veröf-
fentlichung einer Liste der geförderten Betriebe im Internet zugestellt wurde. 

Eine Fördermittelempfänger*in fasste es so zusammen: „Die Auszahlung kam in jedem 
Fall zu langsam. Und ich habe von anderen Kolleg*innen gehört, dass ich damit nicht al-
leine war.” 

Die geäußerte Kritik an den Abläufen lässt sich wie folgt zusammenfassen:  
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• die Abläufe, wie sie im Idealfall vorgesehen sind, sind den Antragsteller*innen 
nicht klar, 

• die Abläufe dauern zu lang, teilweise vergehen Monate zwischen zwei Schritten, 
• die vorher kommunizierten Abläufe wurden nicht eingehalten, die Verzögerungen 

wurden nicht kommuniziert und oder nicht begründet. 

• Grundsätzlich betonten jedoch die meisten der Förderungsempfänger*innen, wie 
unkompliziert in der Regel die Auszahlungen der zweiten und gegebenenfalls 
dritten Teilsumme abliefen. 

Und es gab auch einige Anregungen, wie es besser laufen könnte: 

• Ein*e Junglandwirt*in meinte zur Frage, wann der beste Zeitpunkt für die Über-
weisungen der Förderbeträge sei, dass es günstiger sei, das Geld nicht am Anfang 
zu bekommen, damit gegebenenfalls fällige Steuerlasten für noch nicht verwen-
detes Geld verhindert werden könnten. 

• Es wurde auch die Frage aufgeworfen, ob es nicht möglich sei, dass die Auszahlung 
nicht formal in bestimmten termingebundenen Tranchen, sondern nach den Be-
dürfnissen der Betriebe ablaufen kann. 
 

Diese Anregungen lassen sich verbinden mit der Einschätzung, dass vermutlich nicht alle 
geförderten Junglandwirt*innen über Erfahrungen mit dem Ausgeben solch großer Fi-
nanzmittel verfügten. 

Verwendung 

Für die Junglandwirt*innen stellt sich die Situation nach der Bewilligung unterschiedlich 
dar.  

Ein Teil hat im Antrag klar umrissen, wofür das Geld konkret eingesetzt werden soll: Land- 
oder Maschinenkauf, Einstellung von Mitarbeiter*innen und anderes mehr. Ist die Ver-
wendung der finanziellen Mittel weniger explizit in den Plänen des Geschäftskonzeptes 
beschrieben worden, müssen erst konkretere Pläne geschmiedet werden. 

In den im Rahmen des Projektes geführten Interviews spielte die Hebelwirkung der För-
derung, das heißt die Nutzung als Eigenmittel, um einen Kreditrahmen erweitern zu kön-
nen, eine wichtige Rolle. Ein*e Junglandwirt*in argumentierte – im Widerspruch zu der 
oben geäußerten Position der späten Auszahlung –, dass eine Hebelwirkung durch den 
Einsatz der Förderung als Eigenkapital für Kredite noch mehr Wirkung erzielen könnte, 
wenn die Mittel gleich zu Beginn der Förderperiode vollständig zur Verfügung stehen wür-
den. Ein*e andere*r bemerkte: „Maschinen sind schnell gekauft” ... und das Geld entspre-
chend schnell ausgegeben. Der/Die Interviewpartner*in, Urheber*in des Zitates, wollte 
dieses als Mahnung verstanden wissen, und bevorzugte selbst konsequenterweise eine 
andere Nutzung für das Geld aus der Förderung: Im Rahmen einer außerfamiliären Hof-
übernahme mit zu geringem Kreditrahmen sollte das Geld als Eigenkapital genutzt wer-
den. In einem anderen Fall war es von den Junglandwirt*innen als Eigenkapital-Hebel ge-
plant. Allerdings waren diese Pläne dann kurzfristig durch einen finanziellen Engpass 
durchkreuzt worden.  

Ein möglicher Umgang ist, das Geld nicht fest in die Pläne des Geschäftskonzeptes, zum 
Beispiel als Investitionen, einzubinden. Vielmehr halten sich manche Junglandwirt*innen 
offen, das Geld in ihr jeweiliges Budget des Förderzeitraums zu integrieren. Es werden 
Pläne, die es ohnehin gab, vorgezogen oder in einem etwas größeren Rahmen realisiert. 
Oder sie behielten es für unvorhergesehene Situationen ein, denn – so ein*e geförderte*r 
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Junglandwirt*in: „Die Löcher in den Budgets kommen von selbst”, sei es in Form einer 
notwendigen Reparatur, als zusätzlicher und unvorhergesehener Personalbedarf oder als 
anderweitige Reserve. 

Ein*e Junglandwirt*in brachte noch einen weiteren bemerkenswerten Aspekt zum Aus-
druck: 

„Die zugesagte Förderung erfordert ein gewisses Selbstbewusstsein im Umgang mit Geld. Und gerade die 

Leute, die wie ich auf externes Geld angewiesen sind, um ihren Betrieb weiterzuentwickeln, weil es kein eigenes 

Kapital gibt. Das sind Leute, denen die Erfahrung fehlt, mit diesem Geld, mit so viel Geld umzugehen.” 

6.5 Allgemeines zur konzeptbasierten Förderung 

Ein*e Junglandwirt*in, der/die innerfamiliär einen Hof übernommen hatte, nimmt die zu-
gesprochene Förderung als Wertschätzung wahr für den aufgebrachten Mut, den Beruf 
der selbstständigen Landwirt*in gewählt zu haben. Damit in Verbindung stand auch, dass 
sich durch die Förderung die Stellung der Junglandwirt*in auf dem Hof deutlich verbes-
sert hatte. Die Förderung wurde als „mein Geld für meine Art der Betriebsführung” ange-
sehen. Und weiter: „Das macht auch was mit den Altbauern”. Gleichzeitig war diese Wahr-
nehmung der Veränderung der eigenen Situation verbunden mit einem Verständnis für 
die stärkere Förderung von außerfamiliären Übernahmen. Die unterschiedlichen Bedarfe 
wurden deutlich gesehen und anerkannt. 

Ein*e Junglandwirt*in meinte, das sei die erste Anerkennung durch die Landesregierung. 
Damit verbunden sei eine Art moralische Unterstützung und eine Bestätigung, dass auch 
ihr Betrieb gewünscht ist und daher gefördert wird. Das sei insbesondere durch die Be-
wertung des Antrag mit starker Gewichtung von Nachhaltigkeit sehr deutlich geworden. 

Ein*e Junglandwirt*in betonte, dass die Art der Förderung der Junglandwirt*innen auch zu 
einer Art Standortvorteil für die Bundesländer werden könnte. Dafür sei es allerdings 
notwendig, dass die Länder die Förderungen langfristig anlegen und finanzieren. Auf-
grund der Notwendigkeiten des Generationswechsels werde der Bedarf an jungen Men-
schen, die bereit sind, Betriebe zu leiten, in der Zukunft weiter zunehmen. Je attraktiver 
die Fördermaßnahmen, desto besser die Chancen für ein Bundesland, dass junge Leute 
mit Lust auf Landwirtschaft kommen. 

In den Interviews zeigt sich auch, dass die Betriebsleiter*innen, die zunächst ganz ohne 
Eigenland in die Selbstständigkeit gehen, zurückhaltender sind bei der Frage, inwieweit 
sie bereit oder überhaupt in der Lage sind, Kredite aufzunehmen. Bei den der außerfami-
liären Hofübernahme seien daher deutlich höhere Summen gerechtfertigt. Insofern seien 
die Unterschiede, die es in manchen Bundesländern bei der Förderung zwischen der in-
ner- und der außerfamiliären Hofübernahme und den Neugründungen gibt, zwar notwen-
dig, allerdings bisher noch zu klein (siehe Kasten Seite 30). 

6.6 Eigene – besonders relevante – Themen der Junglandwirt*innen 

Unabhängig von den Fragen im Leitfaden berichteten die Junglandwirt*innen über ver-
schiedene weitere wichtige Aspekte. Hier findet sich eine Kurzdarstellung dieser Erfah-
rungen. 
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Schwangerschaft und (kleine) Kinder im Förderzeitraum 

Eine Junglandwirtin brachte das Gespräch auf das Thema Schwangerschaft und (kleine) 
Kinder im Förderzeitraum. Dieses Thema ist in den Bundesländern besonders relevant, in 
denen eine bestimmte Anzahl an Arbeitsstunden pro Jahr Teil der Fördervereinbarung ist 
(Saarland und Rheinland-Pfalz). Im Vordergrund stand die Verunsicherung, die sich zwar 
nicht im Zeitraum der Antragstellung, aber „eine Weile” nach der Bewilligung einstellte, 
als plötzlich die Frage aufkam 

„Was passiert eigentlich, wenn ich [wenn wir] schwanger werden?” 

Auch wenn sie selbst keine klaren eigenen Vorstellungen hatte, wie eine solche Situation 
im Detail geklärt werden könnte, war für diese Junglandwirtin wichtig, dass schon wäh-
rend des Verfahrens kommuniziert wird, dass eine Schwangerschaft, gegebenenfalls 
kleine Kinder allgemein, kein Problem sind und niemand sich Sorgen machen muss. Es 
liege in der Natur der Sache, dass junge Menschen unter 41 Jahren nicht nur über ihren 
Beruf und eine eventuelle Betriebsgründung oder -übernahme nachdenken, sondern 
auch über die Frage, ob sie eine Familie gründen wollen. 

Auch Junglandwirt*innen in anderen Bundesländern waren auf Nachfrage der Meinung, 
dass Regelungen für werdende und junge Eltern wichtig seien. Es erscheint naheliegend, 
dass auch in anderen Bundesländern, in denen die Arbeitszeit der geförderten Person 
nicht explizit in der Fördervereinbarung genannt ist, problematische Situationen entste-
hen können. In den Ländern, in denen nach dem eigentlichen Förderzeitraum noch eine 
Haltefrist zur Geltung kommt, kann insgesamt ein Zeitraum von zehn Jahren relevant sein. 
Wir haben in keinem Bundesland Hinweise auf einen besonderen Umgang mit Schwanger-
schaften beziehungsweise mit Kindern gesehen. Was es gibt, sind Hinweise auf „Höhere 
Gewalt”.14 

Wer wird (nicht) zugelassen? 

Die Diskussion, wer überhaupt in den Genuss einer konzeptbasierten Förderung für Jung-
landwirt*innen kommt, bewegt auch die jungen Betriebsleiter*innen selbst. Dabei spielt 
die Frage, ob die Förderung des eigenen Betriebes möglich ist oder eben nicht, naturge-
mäß eine Rolle.  
Unabhängig von dem Interesse an einer Förderung des eigenen Betriebs argumentieren 
die Junglandwirt*innen teilweise von einer neutralen Position, geleitet von der Frage 
„Was macht für eine Gesellschaft Sinn?” Die im folgenden genannten Argumente und Per-
spektiven decken sicher nicht die ganze Bandbreite möglicher Standpunkte ab. Sie bieten 
allerdings einen Beitrag zu der laufenden Diskussion. Denn die Frage, wer überhaupt ge-
fördert werden soll, gehört – solange die finanziellen Ressourcen begrenzt sind – sicher 
zu den zentralen Fragen in der Diskussion über den Generationswechsel, Betriebsüber-
nahmen und Betriebsgründungen in der Landwirtschaft. 

Neugründungen, außerfamiliäre Hofübernahme und innerfamiliäre Hofübernahme 

Die Bundesländer unterscheiden zwischen Neugründungen, außerfamiliären und innerfa-
miliären Hofübernahmen auf verschiedenen Wegen (siehe Tabelle 2). Teilweise differen-
zieren sie bei der Bewertung der eingegangenen Anträge und es gibt mehr Punkte für 
Neugründungen und außerfamiliäre Hofübernahmen. Teilweise hat die Form der 

 
14  Siehe zum Beispiel in der Förderrichtlinie des Landes Brandenburg: „Höhere Gewalt/außergewöhnliche 
Umstände (...) länger andauernde Berufsunfähigkeit/Arbeitsunfähigkeit oder Krankheit des Begünstigten”.  
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Existenzgründung auch Auswirkungen auf die Höhe der Förderung: mehr Geld für Neu-
gründungen und außerfamiliäre Hofübernahmen. Teilweise gibt es beide Formen der Dif-
ferenzierung. 

 
Tabelle 2: Differenzierung nach innerfamiliärer Hofübernahmen auf der einen Seite und – auf der an-
deren Seite – außerfamiliären Hofübernahmen und Neugründung in den konzeptbasierten Förder-
programmen für Junglandwirt*innen der Bundesländer 

Bundesland 
Differenzierung bei der Be-
wertung 

Differenzierung bei der Aus-
zahlung 

Brandenburg + (NG) - 

Niedersachsen + (NG/AFH) + 

Rheinland-Pfalz + (NG/AFH) - 

Saarland + (NG/AFH) - 

Sachsen + (NG/AFH) - 

Sachsen-Anhalt - - 

Thüringen + (NG/AFH*) - 

NG = Neugründung; AFH = außerfamiliäre Hofübernahme; IGH = innerfamiliäre Hofübernahmen. 
Spalte „Differenzierung bei der Bewertung”: NG und/oder AFH bekommen bei der Bewertung der 
Konzepte eine höhere Punktzahl, als die innerfamiliäre Hofübernahme. 
* In Thüringen werden Neugründungen höher bewertet, inner- und außerfamiliäre Hofübernah-
men aber gleich. Alle drei werden höher bewertet als „Generationswechsel in einer juristischen 
Person”. 

In den Interviews kommen verschiedene Positionen dazu zum Ausdruck. Grundsätzlich 
gibt es von Seiten der jungen Betriebsleiter*innen Verständnis dafür, dass mit der Diffe-
renzierung politische Ziele verfolgt werden. Auch wenn diese gegebenenfalls nicht der ei-
genen Einschätzung entsprechen. Zudem herrscht weitgehende Einigkeit, dass die jungen 
Betriebsleiter*innen, die neu gründen oder außerfamiliär einen Hof übernehmen, einen 
erheblich größeren Bedarf an finanzieller Unterstützung haben. 

Es wird nicht daran gezweifelt, dass es auch auf Betrieben, die innerhalb der Familie wei-
tergegeben werden, Investitionsstau geben kann. Insofern ist die Förderung der Jung-
landwirt*innen auch auf diesen Betrieben immer herzlich willkommen. Aber, und auch 
hier herrscht zwischen den befragten Junglandwirt*innen praktisch kein Dissens, für die 
in der Familie übergebenen Betriebe ist es wesentlich leichter, Kredite zu bekommen, 
weil es bereits ein Betriebsvermögen gibt, das im Kreditgeschäft als Sicherheit geltend 
gemacht werden kann. Insofern herrscht unter den im Rahmen dieses Projektes befragten 
Junglandwirt*innen in der Analyse der Situation weitgehend Einigkeit. 

Gleichzeitig ziehen die Junglandwirt*innen unterschiedliche Schlüsse:  

• Die innerfamiliäre Hofübergabe im Rahmen der konzeptbasierten Förderung sollte nicht 

unterstützt werden oder 

• unter bestimmten engen Grenzen können diese Betriebe in der Förderung bleiben. 
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Aus: Wir wollen ackern! Landwirtschaftlichen Nachwuchs stärken – Info und Diskussion, 

8. Dezember 2022, Eberswalde; online: https://www.youtube.com/watch?v=SfVSd6RVQZg, 
timecode ab Minute 30:00. 

Eine Veranstaltung von der Fördergemeinschaft ökologischer Landbau, dem Bündnis 
junge Landwirtschaft, der jungen Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft und der 
Hochschule für Nachhaltige Entwicklung Eberswalde (HNEE) 

Jobst Jungehülsing, [seinerzeit] Leitung Referat Bodenmarkt, BMEL: 

Wir müssen ganz klar unterscheiden bei dem Einstieg in die Landwirtschaft zwischen der 
familiären Hofnachfolge und der außerfamiliären Hofnachfolge, dem Einstieg von außen 
– gute Ausbildungen haben beide. Aber der zentrale Unterschied ist: Wenn ich den Fami-
lienbetrieb übernehmen kann von den Eltern, dann kriege ich im Schnitt in Deutschland 
zwei Millionen Bodenwerte mit – bei einem Durchschnittsbetrieb mit 40 Hektar Eigen-
tumsanteil. Ich kriege bei zwei Arbeitsstellen zwei Millionen Euro Werte an Viehbestand, 
Ställen, Maschinen, Gebäude und so weiter. Das heißt, sie haben einen riesigen Vorteil, 
weil sie nicht so einen hohen Kapitalbedarf haben. Und sie leben von Beginn an auf eine 
Betrieb und im ländlichen Raum und sie haben Zugang zu Beratungsdienstleistungen, zu 
Netzwerken. Das alles haben Leute, die zwar gut ausgebildet sind, aber nicht aus dem 
Sektor kommen, nicht. Deswegen müssen die Beratungs- und Gründungsunterstützungen 
für die beiden Gruppen völlig unterschiedlich sein. Und das, was wir bisher in Deutsch-
land haben an Junglandwirteförderung und an Beratungsdienstleistungen bei den traditi-
onellen Beratern ist – wie in der ganzen EU – auf Familienbetriebe ausgerichtet. Das heißt 
auch: Unsere zentralen Instrumente – die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur- und Küs-
tenschutz, die wir ja mitfinanzieren, EU-Prämien, Direktzahlungen – sind immer auf Leute 
ausgerichtet, die heutzutage eigentlich von ihren Eltern umsonst ihren Betrieb im Wert 
zwischen zwei und zehn Millionen Euro übernehmen. (...) 

Die gesellschaftlichen Realitäten ändern sich, auch in der Landwirtschaft. Ich schätze mal 
in den ostdeutschen Bundesländern ist die außerfamiliäre Hofnachfolge – egal ob ich in 
eine Gesellschaft oder Genossenschaft einsteige oder Existenzgründung mache – schon 
die Regel, mehr als 50 Prozent schätze ich mit Sicherheit. Und in Westdeutschland sind 
die traditionellen Strukturen auch nicht mehr so, wie sie noch vor 50 Jahren waren. Wir 
schätzen: Da ist ein Bedarf da – und gerade bei der Beratung haben wir ein großes Prob-
lem, weil die eben eher auf diese familiäre Hofnachfolge traditionell ausgerichtet ist.  

Nicht zu klein, nicht zu groß 

Die meisten Bundesländer schränken die Förderung auf Betriebe mit bestimmten Um-
satz-Kennzahlen ein. Dass es Betriebe gibt, deren Größe einer Förderung entgegensteht, 
wurde in den geführten Interviews deutlich und von den Junglandwirt*innen explizit un-
terstützt. Grundsätzlich wird eine Obergrenze als Versuch gewertet, sogenannte Mitnah-
meeffekte zu verhindern. 

Die Mindestumsatzgrenze beziehungsweise der Mindest-Standardoutput15 ist unter den 
Interviewten schon eher umstritten – jedenfalls gibt es hier kritische Anmerkungen. Die 
entsprechenden Mindestgrenzen liegen in den Bundesländern zwischen 15.000 und 

 
15 Der Standardoutput (SO) ist ein e standardisierte Rechengröße , die den durchschnittlichen Geldwert (in Euro) der 

Bruttoagrarerzeugung eines landwirtschaftlichen Betriebes abgeschätzt. E r wird in der amtlichen Statistik für die Eingruppierung nach 

betriebswirtschaftlicher Ausrichtung und für die Größeneinordnung genutzt . 

https://www.youtube.com/watch?v=SfVSd6RVQZg
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40.000 Euro Standardoutput oder Jahresumsatz. Es besteht die Sorge, dass der Einstieg 
über eine kleine Landwirtschaft aus den Förderprogrammen herausfallen würde, obwohl 
er als wichtige Form den Start einer Landwirtschaft wahrgenommen wird. Das ist auch in-
sofern problematisch, als dass in den meisten Bundesländern eine Förderung nur in den 
ersten zwei Jahren nach der ersten Niederlassung möglich ist. Die Kritik an der Mindest-
größe wird daran festgemacht, dass die kleine – aber angemeldete – Landwirtschaft für 
eine Förderung zu klein ist. Später, wenn der Betrieb die für eine Förderung nötige Größe 
erreicht hat, existiert er gegebenenfalls schon zu lange, als dass der/die Junglandwirt*in 
noch eine Existenzförderung beantragen könnte.  

Alleinige Betriebsleiter*in notwendig 

Kein Thema der Regulierung hat in den Interviews vergleichbar viel Widerspruch auslöst, 
wie die Frage, warum in den meisten Bundesländern in Gesellschaften des bürgerlichen 
Rechts (GbRs) eine Person die Mehrheit beziehungsweise die alleinige und dauerhafte 
Entscheidungsgewalt haben muss. In den Interviews wurde deutlich, dass dies regelmäßig 
für Probleme gesorgt hat, noch sorgt oder sorgen kann. 

Um ein Beispiel zu nennen: Bei einer der außerfamiliären Hofübernahme waren zwei Ehe-
partner gleichberechtigt in einem GbR-Vertrag vertreten. Dieser umfasste alle betriebli-
chen Werte und Anteile, auch das Gebäude, in dem sich die Privaträume der Familie be-
finden. Der GbR-Vertrag wurde dahingehend geändert, dass eine*r der beiden die 
geforderte alleinige und dauerhafte Entscheidungsgewalt bekam. Nur so war ein Antrag 
auf Förderung als Junglandwirt*in möglich. 

„In den guten Zeit ist das kein Problem, nach der Förderperiode ändern wir den Vertrag wieder zurück. Aber 

wehe es gibt in dieser Zeit Streit.” 

Betroffen sind neben Eheleuten auch andere Konstellationen mit zwei Partner*innen, 
zum Beispiel Geschwisterpaare, aber auch Freund*innen oder Berufskolleg*innen, die zu-
sammen gründen oder übernehmen. 

Interessant ist auch die andere Bemerkung einer Junglandwirt*in, dass sie einfach gerne 
verstanden hätte, was Sinn und Zweck der Regelung sei und was damit erreicht werden 
soll.  

Dass es auch anders geht, zeigt ein Blick auf die Regeln des Saarlandes: 

„Installieren sich mehrere Junglandwirtinnen bzw. -wirte auf einem Betrieb, so können maximal zwei von ihnen 

die Fördermaßnahme in Anspruch nehmen. Voraussetzung ist, dass sie das Unternehmen im Rahmen eines ge-

meinsamen Betriebskonzepts gemeinschaftlich kontrollieren - und sich innerhalb von 5 Jahren niederlassen. Ist 

dies nicht der Fall, so kann für denselben Betrieb eine Junglandwirteförderung nach dieser Richtlinie erst wieder 

nach Ablauf von zehn Jahren gewährt werden. Die fünf- bzw. zehnjährige Frist beginnt mit dem Zeitpunkt der 

ersten Niederlassung (Zeitpunkt der frühesten Kontrollübernahme) durch einen der ]unglandwirtinnen bzw. -

wirte.” 

 

Kriterien bei der Bewertung der Anträge 

Interessanterweise waren die Bewertungskriterien kein großes Thema für die Jungland-
wirt*innen. Sie wurden teilweise pragmatisch ins Spiel gebracht als Teil der Abwägung, ob 
sich eine Bewerbung um die Förderung für die Junglandwirt*innen lohnen würde und ob 
man sich Chancen ausrechnete. 
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Auch als Aspekt eines agrarpolitischen Blicks wurden die Kriterien für die Bewertung der 
Betriebskonzepte in den Interviews thematisiert. Die Junglandwirt*innen haben meist 
konkrete Vorstellungen von einer zukünftigen Landwirtschaft und von der Rolle des Staa-
tes und seinen Möglichkeiten, Veränderungen zu unterstützen beziehungsweise zu ver-
hindern. Dabei ist ihnen bewusst, dass die Landwirtschaft der Gesellschaft neben der Ver-
sorgung mit Lebensmitteln weitere Dienstleistungen anbieten muss, um die hohen 
Transferzahlungen zu rechtfertigen. So müssen die Folgekosten landwirtschaftlicher Tä-
tigkeiten reduziert und sogenannte Systemdienstleistungen – wie zum Beispiel Land-
schaftspflege, Kulturlandschaftserhalt oder die Absicherung von ökologischen Parame-
tern – erbracht werden. 

Im Kontext der Kriterien wurde aber von Junglandwirt*innen auch deutlich gemacht, dass 
deren Hintergründe deutlich beziehungsweise deutlicher kommuniziert werden sollten, 
damit die Ziele der Förderung für die Antragsteller*innen klar erkennbar sind. 

Absicherung in Notfällen 

Bei einigen als Einzelunternehmer*innen tätigen jungen Betriebsleiter*innen kommt zur 
Sprache, dass es eine gewisse Unsicherheit gibt bezüglich möglicher eigener Ausfallzei-
ten. Das ist besonders dann der Fall, wenn der/die Junglandwirt*in nicht in ein soziales 
Netz – zum Beispiel familiär oder in einer Solidarischen Landwirtschaft – eingebunden ist. 
Diese Sorge besteht auch unabhängig von der konzeptbasierten Förderung. Mit der För-
derung kommt aber zu den ohnehin bestehenden Verpflichtungen gegenüber Dritten – 
wie zum Beispiel Banken oder Handelspartner*innen – ein weiterer Baustein hinzu. Sor-
gen bereiten auch unvorhergesehene aber zwingende Abläufe im Betrieb. Unklar ist, wie 
sich Notfälle auf die Verpflichtungen gegenüber dem fördernden Land auswirken. Gibt es 
Absicherungen? Können Verzögerungen ausgeglichen werden, zum Beispiel durch Auf-
schub von Fristen?16  

  

 
16 Siehe Fußnote 14 beispielhaft zum Stichwort „Höhere Gewalt”..  
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7. Europäische Union und aktuelle Diskussion über 
die Gemeinsame Agrarpolitik nach 2027 

Im Oktober 2025 hat die EU-Kommission ihre „Strategie für den Generationswechsel in 
der Landwirtschaft” vorgelegt. Dabei verzichtete die Kommission auf konkrete Richtli-
nien- oder Verordnungsentwürfe. Die Kommission macht Vorschläge, die von den Mit-
gliedstaaten der EU umgesetzt werden sollen. Die Kommission schreibt: „Der NRP [17]-Plan 
muss Maßnahmen zur Bewältigung des Generationswechsels enthalten, einschließlich der 
Ausarbeitung einer nationalen Strategie zur Ermittlung demografischer Trends, zur Besei-
tigung von Hindernissen beim Marktzutritt und zur Festlegung gezielter Unterstützungs-
maßnahmen.” Sie schlägt zum Beispiel vor, dass die Mitgliedstaaten ihr Budget für die 
Förderung des Generationswechsels in der Summe von drei auf sechs Prozent ihrer 
„zweckgebundenen Agrarausgabe für diesen Zweck” aufstocken. Gegebenenfalls sollen 
sie diese noch durch zusätzliche Mittel ihrer nationalen und regionalen Partnerschafts-
pläne ergänzen, um eine „angemessene Finanzierung für die Umsetzung ihrer nationalen 
Strategie sicherzustellen”. (EU-Kommission 2025a) 

Ob am Ende überhaupt Maßnahmen in den NRP-Plan geschrieben werden müssen oder 
ob der konkrete Anteil am Budget verpflichtend festgeschrieben wird, ist noch offen. An 
mehreren Stellen ist die Strategie der EU-Kommission für den Generationswechsel in der 
Landwirtschaft mit den Vorschlägen der Kommission für einen Mehrjährigen Finanzrah-
men verschränkt. Die Verhandlungen über den Mehrjährigen Finanzrahmen und die GAP 
nach 2027, sowie über die Umsetzung der Strategie für den Generationswechsel in der 
Landwirtschaft werden sich gegenseitig beeinflussen.  

Bezüglich der Umsetzung der vorgeschlagenen Strategie setzt die Kommission auf 

• den (verbesserten) Zugang zu Krediten und Finanzmitteln, 
• den (verbesserten) Zugang zu Wissen und Kompetenzen, 
• den (verbesserten) Zugang zu landwirtschaftlichen Flächen, 
• auf Widerstandsfähigkeit, faire Lebensbedingungen und Zugang zu neuen Einkom-

mensmöglichkeiten und  
• auf die Verbesserung der Regulierungen für Nachfolge und Ruhestand für die abge-

bende Generation. 

Damit bezieht sie sich auf ihre bereits Anfang 2025 veröffentlichte „Vision für Landwirt-
schaft und Ernährung”, in der Agrarkommissar Christophe Hansen bereits feststellte mit 
welchen Einstiegshürden Junglandwirt*innen derzeit konfrontiert seien: 

• Der Zugang zu Land ist nach wie vor schwierig und kostspielig. 
• Der Zugang zu Krediten ist begrenzt und komplex. 
• Kompetenzen und unternehmerische Kenntnisse sind entscheidend und müssen 

weiterentwickelt werden. 
• Dienstleistungen und Infrastruktur im ländlichen Raum sind oft nur eingeschränkt 

vorhanden. 

 
17 Nationaler und regionaler Partnerschaftsplan.  
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• Nachfolge- und Altersversorgungssysteme können die Übertragung landwirtschaft-
licher Betriebe verzögern.” (Europäische Kommission 2025c) 
 

Im Zentrum der Strategie steht ein so genanntes „Starterpaket”. Es umfasst nach den Vor-
stellungen der EU-Kommission: 

• Unterstützung für Niederlassungen,  

• Investitionsbeihilfen, 

• Zugang zu Finanzierungsinstrumenten und 

• Steuervorteile. 

• Ergänzende Maßnahmen sollen zudem Unternehmensgründungen, Innovations-

partnerschaften, Nachfolgeprogramme, Schulungs- und Unterstützungsdienste bie-

ten. Diese sollen Landwirtinnen und Landwirten unter anderem dabei helfen, Be-

rufs- und Privatleben besser miteinander zu vereinbaren. Die EU-Kommission 

schlägt weiter vor, „die gesamte Unterstützung in jedem Mitgliedstaat über eine 

zentrale Anlaufstelle zugänglich zu machen”. (Europäische Kommission 2025a) 

 

„(...) das vorgeschlagene obligatorische „Starterpaket“ für Junglandwirtinnen und -landwirte im Rahmen der 

nächsten GAP, um ihren Berufseinstieg und ihre Niederlassung in diesem Sektor durch ein umfassendes Maß-

nahmenpaket zu erleichtern, einschließlich eines Pauschalbetrags von bis zu 300 000 EUR für die Niederlas-

sung” (Europäische Kommission 2025c)  

Wie aus einem Blick in die aktuellen Maßnahmen als Teil der Förderperiode der GAP von 
2023 bis 2027 zu erkennen ist, schließt die Kommission an frühere Vorschläge an (siehe 
Kasten). 

 

Junglandwirt:innen-Förderung im EU-Vergleich 

In der aktuellen Förderperiode der GAP (2023 - 2027) ist eine Unterstützung von 
jungen Bäuerinnen und Bauern sowohl über die Direktzahlungen als zusätzliche 
Einkommensstützung möglich, als auch über die Zweite Säule mit einer Existenz-
gründungsförderung oder einem Aufschlag auf die Investitionsförderung. Nach EU-
Vorgaben muss die Junglandwirt:innen-Förderung in Summe mindestens drei Pro-
zent der Direktzahlungsmittel betragen. EU-weit sind in der aktuellen Förderperi-
ode (...) nur 3,6 Prozent eingeplant. Davon entfällt die Hälfte auf die Jungland-
wirte-Einkommensstützung in der Ersten Säule.  

Deutschland fördert Junglandwirt:innen fast ausschließlich über die Erste Säule. 
Beinahe alle anderen EU-Länder gehen anders vor. Die Ausgestaltung der Jung-
landwirte-Einkommensstützung sieht in den meisten EU-Länder einen hektarba-
sierten Aufschlag vor. In Deutschland liegt diese [Obergrenze] bei 120 Hektar.  

Interessanterweise sehen Frankreich, Luxemburg und die Niederlande anstelle des 
flächenbasierten Aufschlags eine Betriebspauschale vor, die unabhängig von der 
Größe eines Betriebes jährlich fünf Jahre lang gezahlt wird. Für die laufende För-
derperiode wäre dieser Weg für Deutschland eine Möglichkeit, ohne aufwendige 
Budgetverschiebungen die Junglandwirt:innen-Förderung zielgerichteter auszu-
richten.  

Portugal und Dänemark sind in der EU die einzigen Länder, welche junge Bäuerin-
nen und Bauern ausschließlich über Maßnahmen der Zweiten Säule fördern. Die 
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im Rahmen der Zweiten Säule vorgesehene Niederlassungsprämie, die konzeptba-
siert einen ungebundenen Zuschuss von mehreren 10.000 Euro beinhaltet, wird in 
Deutschland dagegen bislang nur in wenigen Bundesländern angeboten und ist 
entsprechend mit einem sehr geringen Budget ausgestattet. Perspektivisch sollte 
eine konzeptbasierte, flächenunabhängige Niederlassungsprämie bundesweit an-
geboten werden und auch auf handwerkliche Verarbeitungsbetriebe landwirt-
schaftlicher Produkte ausgeweitet werden.  

Aber: Ein auskömmliches Einkommen basiert auf fairen Preisen. Nur wenn diese 
gewährleistet sind, können die genannten speziellen Maßnahmen für die Jung-
landwirt*innen den Einstieg in die Landwirtschaft erleichtern. Die wichtigsten 
Wege (der europäischen Agrarpolitik) zur Förderung junger Menschen sind dem-
nach eine Verbesserung der Marktregulierung, des internationalen Handels, sowie 
der regionalen Ernährungsinfrastruktur. 

(Nach: Daniela Wannemacher und Henrik Maaß 2025) 
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8. Schlussfolgerungen und Empfehlungen 

Die konzeptbasierten Förderungen von Junglandwirt*innen der Bundesländer zielen auf 
den Erhalt und die Weiterentwicklung einer vielfältigen Agrarstruktur durch eigentümer-
geführte landwirtschaftliche Betriebe. Innerfamiliäre Übernahmen, außerfamiliäre Über-
nahmen bestehender Betriebe und Existenzgründungen werden unterstützt.  

Der Status quo des Altersdurchschnitts der Leiter*innen landwirtschaftlicher Betriebe ist 
bekannt und sollte der Gesellschaft Sorgen bereiten – wenn er das nicht schon längst tut. 
Die Betriebsleiter*innen in der Landwirtschaft sind – mit Verlaub und dem nötigen Res-
pekt – im Schnitt relativ alt. Viele Höfe haben die Nachfolge noch nicht geregelt, obwohl 
ihre Betriebsleiter*innen das Rentenalter bereits erreicht haben oder kurz davorstehen.  

Dieser Bericht soll zu einer inhaltlichen Diskussion über die Förderprogramme beitragen. 
Dazu rückt er die Perspektive der Junglandwirt*innen in den Mittelpunkt. Ihre Erfahrun-
gen und ihr Feedback sollten als Stimme derjenigen besonders gewertschätzt werden, um 
die es mit Blick auf die Zukunft der Landwirtschaft geht: Bäuerinnen und Bauern, die be-
reit und in der Lage sind, landwirtschaftliche Betriebe zu übernehmen, zu entwickeln und 
zu führen. 

Die EU-Kommission hatte sich im Rahmen der im Oktober 2025 veröffentlichten Strategie 
für den Generationswechsel in der Landwirtschaft für eine – im Gegensatz zur GAP-För-
derperiode bis 2027 – deutlich ambitioniertere Förderung dieses Prozesses ausgespro-
chen. Politiker*innen und Verbandsvertreter*innen sollten sich auf allen Ebenen (Bun-
desländer, Bund und EU) dafür einsetzen, dass diese Steilvorlage der Europäischen 
Kommission nicht verpufft. 

Auch der Deutsche Bauernverband (DBV) fordert mittlerweile als Unterstützung für „eine 
erfolgreiche Hofnachfolge (...) nicht nur eine gestärkte Junglandwirteprämie in der GAP, 
sondern auch eine bundesweite Niederlassungsbeihilfe als Grundförderung mit tragfähi-
gem Betriebskonzept.” (DBV 2025) 

Inwieweit das Bundeslandwirtschaftsministerium (BMLEH) in den aktuellen Diskussionen 
um die GAP nach 2027 auf diese Forderungen einschwenkt, wird sich erst noch zeigen 
müssen. 

8.1 Neugründungen, außer- und innerfamiliäre Hofübernahmen  

Unter den Junglandwirt*innen, die für dieses Projekt befragt wurden, besteht kein Dis-
sens, dass der Kapitalbedarf bei außerfamiliären Hofübernahmen und Neugründungen 
deutlich höher ist, als bei innerfamiliären Übernahmen. Zu diesem Schluss kommt auch 
Willi Lehnert in einem 2024 veröffentlichten Bericht: „Aktuell sind in allen Bundesländern 
immer auch innerfamiliäre Hofübergaben förderfähig. Aufgrund des meist vergleichs-
weise hohen Kapitalbedarfes von Neugründungen sind diese besonders zu fördern und 
zu privilegieren.” (AbL 2024) Daher differenzieren einige Bundesländer bei der Bewertung 
der eingegangenen Anträge (Punktesystem), Niedersachsen auch bei der Höhe der mögli-
chen Förderung. Diese Differenzierungen sind sehr zu begrüßen, allerdings können sie 
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nur der erste Schritt sein, um die konzeptbasierte Förderung der Junglandwirt*innen ziel-
genauer zu gestalten.18 

Junglandwirt*innen im Prozess einer innerfamiliären Hofübernahme werden aktuell im 
Rahmen der konzeptbasierten Förderung der Bundesländer unterstützt. Das Argument 
für diese Unterstützung ist, dass es auf diesen Höfen oft einen hohen Investitionsbedarf 
beziehungsweise einen hohen Investitionsstau gibt. Allerdings steht eine Förderung die-
ser Art der Zielgenauigkeit der konzeptbasierten Junglandwirt*innen im Weg. Die Tatsa-
che, dass es sich um eine*n Junglandwirt*in handelt, spielt in diesem Zusammenhang – 
sachlich gesehen –eine eher nachgeordnete Rolle. Es ist zwar eine erstmalige Niederlas-
sung, allerdings nicht in Verbindung mit einer Existenzgründung im eigentlichen Sinne. 
Denn: Die Existenz ist bereits gegründet und besteht in Form des Betriebes, der überge-
ben wird. 

Eine Förderung zur Senkung eines Investitionsstaus sollte entsprechend durch eine ziel-
genaue Investitionsförderung unterstützt werden. 

Junglandwirt*innen in außerfamiliären Hofübernahmen und Neugründungen können 
durch die konzeptbasieren Förderprogramme vergleichsweise zielgenau unterstützt wer-
den.  

8.2 Alleinige Betriebsleiter*in notwendig  

Von interviewten Junglandwirt*innen wurde mehrfach benannt, dass sie Teil einer Be-
triebsführung mit zwei Personen, sind. Sie haben gemeinsam eine Gesellschaft bürgeri-
chen Rechts (GbR) gegründet und leiten das landwirtschaftliche Unternehmen gemein-
sam. In den meisten Bundesländern ist es notwendig, dass eine*r der Partner*innen die 
Mehrheit und die alleinige und dauerhafte Entscheidungsgewalt haben muss, um für die 
konzeptbasierte Förderung der Junglandwirt*innen zugelassen zu werden. Das führt zu 
verschiedenen Problemen. Es ist offenbar so, dass die Bundesländer eine Entwicklung 
verpassen, der zufolge ein GbR-Vertrag zwischen Eheleuten wenn nicht Standard, so doch 
sehr verbreitet ist. Gesellschaftlich gesehen sollten die Länder dieser Entwicklung, die in 
den meisten Fällen die Positionen der Frauen stärkt, nicht entgegenwirken. Die berichte-
ten Anpassungen von GbR-Verträgen an die Notwendigkeiten der Förderprogramme soll-
ten als Warnsignal verstanden werden, da sie potentiell geeignet sind, die Situation der 
Beteiligten zu schwächen. 

Aber es sind nicht allein die Ehepartner*innen, die von einer Öffnung der Förderungen für 
gleichberechtigte Betriebsleitungen profitieren würden. Betroffen sind auch andere 
Konstellationen mit zwei Partner*innen, zum Beispiel Geschwisterpaare, aber auch 
Freund*innen oder Berufskolleg*innen, die zusammen gründen oder übernehmen. Die ak-
tuellen Regulierungen in den meisten Bundesländern stehen auch Gruppen-Lösungen der 
Betriebsleitung im Weg. Das gilt insbesondere für gemeinschaftlich organisierte Betriebe 
der Solidarischen Landwirtschaft. 

Eine Lösung zeigt die Richtlinie des Saarlandes. Der zufolge können sich maximal zwei 
Junglandwirt*innen, die sich auf einem Betrieb installieren, die Fördermaßnahme in An-
spruch nehmen. Voraussetzung ist, dass sie das Unternehmen im Rahmen eines gemein-
samen Betriebskonzepts gemeinschaftlich kontrollieren – und sich innerhalb von fünf 
Jahren niederlassen. Für Junglandwirt*innen, die in gemeinschaftlich organisierten 

 
18 Zum Stichwort „Zielgenauigkeit” siehe Europäischer Rechnungshof 2017.  
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Betrieben mit mehr als zwei Personen in Entscheidungsfunktion arbeiten, fehlen bisher 
noch Weiterentwicklungen der konzeptbasierten Förderungen. 

8.3 Elternschaft während der Förderung – keine Angst vor Kindern! 

Schwangerschaften oder Kinderbetreuung können zu Verzögerungen im Ablauf der Maß-
nahmen im Geschäftsplan der geförderten Betriebsleiter*innen führen. Im Rahmen dieses 
Projektes wurden keine spezifischen Regeln für den Umgang mit diesem Thema ausge-
macht. Dass der Betriebsaufbau mit dem Gründen einer Familie zusammen fallen kann, 
liegt in der Natur der Sache. Die Junglandwirt*innen sind einem Alter, in dem beides 
stattfinden kann. 

Dass es entsprechende Regeln bisher nicht gibt, deutet darauf hin, dass zentrale Lebens-
realitäten von Junglandwirt*innen in den bestehenden Förderstrukturen bislang kaum 
berücksichtigt werden. Um strukturelle Benachteiligungen der betroffenen Eltern zu ver-
hindern, sollte dieser Aspekt geregelt und in die Kommunikation aufgenommen werden. 
Mögliche Verunsicherungen seitens der jungen Betriebsleiter*innen und der jungen Fami-
lien könnten so bereits im Keim erstickt werden. 

8.4 Auszahlung 

Die Kritik an den verschiedenen Auszahlungsmodalitäten in den Bundesländern äußerte 
sich in zwei Richtungen. Um die Hebelwirkung der Fördersumme zu stärken, kann es für 
Betriebe wichtig sein, dass ein möglichst großer Teil der Förderung den Betrieben mög-
lichst früh zur Verfügung steht. Entsprechend könnte das Geld schneller als Eigenkapital 
in einen Kreditvertrag eingebracht werden. Andererseits kann ein früh ausbezahlter För-
derbetrag für Junglandwirt*innen auch zur Belastung werden. 

Die Auszahlung der Förderung sollte entsprechend den Wünschen und Bedarfen der ge-
förderten Personen und Betriebe vorgenommen werden. 

Spezialfall Hebelwirkung zum Erwerb eines Betriebes 

Die konzeptbasierte Förderung der Junglandwirt*innen könnte auch schon in den Erwerb 
eines Betriebes eingebracht werden. Dazu müssten allerdings Fragen berücksichtigt wer-
den, die sich bezüglich der aktuellen Förderprogrammen stellen. Diese sind zum Beispiel: 

„Kann ich der verkaufenden Seite (und der Bank) glaubhaft vermitteln, dass ich die För-
derung bekomme beziehungsweise gute Chancen darauf habe?” 

oder: 

„Kann ich im Antrag für die Förderung ausreichend deutlich machen, dass ich den Hebel 
nutzen möchte, das heißt, dass ich mit dem Geld aus der Förderung gute – gegebenen-
falls bessere beziehungsweise überhaupt – Chancen habe, den Kredit zu bekommen und 
den Betrieb zu erwerben?” 

Die konzeptbasierte Förderung der Junglandwirt*innen sollte auch schon in den Erwerb 
eines Betriebes eingebracht werden können. Dafür müssten die Abläufe des Erwerbs des 
Betriebes, die zugehörige Finanzierung (zum Beispiel durch eine Bank) und die Förderung 
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sehr gut aufeinander abgestimmt sein. Gegebenenfalls sollten für Fälle dieser Art Aus-
nahmeregelungen eingeführt werden.  

Gegen die Auszahlung eines großen Teils der Fördersumme in einer frühen Phase der För-
derung wird eingewendet, dass damit ein wichtiges Kontrollwerkzeug verloren ginge. 
Denn, die sukzessive Auszahlung der Förderung über mehrere Jahre ist auch mit dem 
Fortschritt der Umsetzung der Geschäftspläne verbunden. Die Notwendigkeit von Kon-
trollmechanismen sollte jedoch nicht dazu führen, dass die Förderung der Jungland-
wirt*innenan dieser zentralen Stelle – der Nutzung mit Hebelwirkung in Kreditgeschäften 
zum Kauf eines Betriebes – eine Lücke aufweist. 

Bezüglich der Auszahlung der Fördergelder ist eine klare Kommunikation der Zeitpläne 
für die Junglandwirt*innen äußerst wichtig: Was wird wann entschieden, wann gibt es Be-
scheid, wann kommt das Geld, was muss dafür getan werden? Die Interviews zeigen, dass 
die Kommunikation der Abläufe erheblich verbessert werden muss, das gilt besonders für 
den Zeitraum bis zur ersten Auszahlung. 

8.5 Bereitstellung von Informationen 

Die Kommunikation der konzeptbasierten Förderung der Junglandwirt*innen ist ein wich-
tiges Thema. Für die im Rahmen dieses Projektes interviewten Junglandwirt*innen steht 
die Klarheit der Kommunikation im Mittelpunkt. Wichtiger Teil der Kommunikation über 
die Förderung und deren Inhalte – insbesondere deren Ziele – sollte auch sein, dass die 
Ideen, Vorstellungen und Hintergründe, die mit den verschiedenen Elementen des An-
trags verbunden sind, deutlich erklärt werden. 

Keine*r der Junglandwirt*innen, die in diesem Projekt interviewt wurden, haben von dem 
Förderprogramm direkt von ihrer zuständigen Behörde erfahren. Auch wenn es durchaus 
sinnvoll erscheint, dass die eigentliche Information zu den Förderprogrammen – dass es 
die Programme überhaupt gibt – über Presse und Verbände geteilt wird. Verbandsstruk-
turen, die die Aufgabe der Information teilweise übernommen haben, sind in den Regio-
nen unterschiedlich gut ausgebaut und erreichen ihrerseits nicht alle möglichen Antrag-
steller*innen. Die verschiedenen Verbände haben teils sehr unterschiedliche Ressourcen 
zur Verfügung. 

Der unmittelbaren Information durch Behörden, Kammern und so weiter kommt eine 
Rolle zur Wahrung der Gerechtigkeit zu. Die Behörden sollten sich entsprechend nicht 
komplett aus der direkten Information der interessierten Zielgruppe zurückziehen. Viel-
mehr sollten sie zum Beispiel niederschwellige Informations-Angebote machen; zum Bei-
spiel Newsletter, Newsgruppen oder andere Verteiler, in die sich die Interessierten selbst 
eintragen können. 

Für die konkrete Zeit vor dem Ende der Antragsfrist empfiehlt sich, dass die die Anträge 
annehmenden Stellen über die detaillierten Abläufe klar kommunizieren. Dazu zählt zum 
Beispiel, dass es bis zu einem bestimmten Zeitpunkt dieses Zeitraums möglich sein sollte, 
Fragen zu stellen. Nach Ablauf des Zeitraums, in dem Fragen gestellt werden können, 
sollten diese Fragen und die damit verbundenen Antworten öffentlich zugänglich ge-
macht werden. Und diese Schritte – die Möglichkeit für Fragen und der Termin für die 
Veröffentlichung der Antworten – sollten bereits zu Beginn des Verfahrens transparent 
gemacht werden, damit alle Teilnehmenden von allen Fragen und allen Antworten 
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profitieren können. Dokumente dieser Art („Häufig gestellte Fragen”/„Frequently asked 
questions”) sind bei den Junglandwirt*innen sehr beliebt. 

8.6 Nachhaltigkeit 

In den meisten der Förderprogramme zur Unterstützung von Junglandwirt*innen spielen 
Nachhaltigkeits-Kriterien eine Rolle – mal mehr, mal weniger. Das wird von den im Rah-
men dieses Projektes interviewten Junglandwirt*innen grundsätzlich unterstützt. Aller-
dings sind es nur teilweise Kriterien, denen besondere Wichtigkeit zugerechnet wird. 

Die Förderung der jungen Betriebsleiter*innen beziehungsweise -Eigentümer*innen an 
sich steht im Mittelpunkt der konzeptbasierten Förderung der Junglandwirt*innen. 
Nichtsdestotrotz ist die Förderung der Nachhaltigkeit ein wesentliches Argument, um in 
der Gesellschaft eine Bereitschaft für die umfassende Förderung der Landwirtschaft zu 
erhalten beziehungsweise zu verbessern. 

Evaluation 

Last but not least: Die Behörden, die Programme umsetzen, wie auch die, die Förderun-
gen entwerfen und weiterentwickeln, sollten Feedback-Systeme entwickeln und in Zu-
kunft systematische Evaluationen vornehmen – und diese auch veröffentlichen. 
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